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USA: Million-for-Mumia-Märsche geplant 


Pam Afrika: „Wir können 
Mumias Leben retten, wenn 
wir uns vereinigen“ 


Die „International Concernded Family & 
Friends of Mumia Abu-Jamal“ planen Mil- 
lions for Mumia“-Märsche in Philadelphia 
und San Francisco am 24. April. Damit soll 
an die anderen großen Mobilisierungen an- 
geknüpft werden: Der Million Man, Wo- 
man, und Jugend-Märsche. 

Der afroamerikanischer politische Gefan- 
sene Mumia Abu-Jamal ist seit 16 Jahren in 
Pennsylvanias Todeszellen. Er wurde 1981 
wegen der Erschießung eines weihen Polizi- 
sten verurteilt. Am 30. Oktober lehnte das 
oberste Gericht von Pennsylvenia seinen 
Antrag auf einen neuen Prozeß ab. Gouver- 
neur Thomas Ridge kündigte an, Abu-Jamal 
frühestmöglichst hinrichten zu lassen. 

„Es geht darum, eine Kampagne zu initi- 
ieren, damit sich „Millions for Mumia“-Ko- 
mitees in jeder Stadt und auf jedem Cam- 
pus bilden“. Das sagt Pam Afrika, Koordi- 
natorin von „International Concerned Fa- 
mily & Friends“. Dazu findet am 12. De- 
zember ein 'lreffen der internationalen Or- 
sanisatoren in Philadelphia statt. Das 'Iref- 
fen wird von Senator Vincent Hughes aus- 
serichtet, verschiedene Bürgerrechtsaktivi- 
sten werden dort sprechen und der Anwalt 
von Mumia, Leon Weinglass wird den ak- 
tuellen Verfahrensstand referieren. 

„Jeder Tag zählt. Im schlechtesten Fall 
könnte Mumia im Mai 1999 hingerichtet 
werden“ sagt Pam Afrika. Sie ruft religiöse 
Führer, die Arbeiterbewegung, Künstler 
und andere auf, sich der 24. April-Mobili- 
sierung anzuschließen, um Mumia Abu-Ja- 
mal zu schützen und ein neues Gerichts- 
verfahren zu erreichen. 

„Die Leute mobilisieren schon. Wir ha- 
ben noch nicht einmal dazu aufgerufen“, 
Pam Afrika berichtet, Studenten in San 
Francisco planen einen stadtweiten Streik 
am 23. April, der den „Millions for Mumia“- 
Marsch am nächsten Tag vorbereiten soll. 
Die Studenten hoffen, daß sich die Streiks 


auf die High-Schools und auf Colleges an- 
derer Städte ausweiten. 

„Rev. AL Sharpton sprach über Mumias 
Fall in der Kanaan Baptistenkirche in Phi- 
ladelphia. Er brachte aufschlußreiche De- 
tails, und forderte die Leute auf sich für Mu- 
mia einzusetzen. Wir erfuhren davon erst 
später. Es passieren so viele Sachen“. Die 
New Yorker „Free Mumia Abu-Jamal-Koali- 
tion“ veranstaltete am 5. Dezember ein fünf 
Meilen Rennen. Die Rennstrecke ging vom 


Das Leonard-Peltier-Netzwerk ruft die inter- 
nationale Öffentlichkeit dringend auf, am in- 
ternationalen Aktionstag der Solidarität mit 
Leonard Peltier am 6. Februar 1999 teilzu- 
nehmen und laut die Forderung nach der Be- 
endigungder Folter an Leonard Peltier zu un- 


Culver Gore Park in Brooklyn zum Bundes- 
sebäude in Manhattan - und brachte Geld 
für Abu-Jamals Verteidigung. ’ 

Am Menschenrechtstag, dem 10. De- 
zember, gab die beliebte Rap/Rock-Band 
„Rage against the Machine“ ein Konzert in 
New Jersey Meadowland, um Geld für die 
Verteidigung aufzubringen. „Indigo Girls“ 
und „Chumbawumba“ waren ebenfalls an- 
gekündigt. 

Und am 11. Dezember traf sich eine 
Gruppe von Hochschullehrern, die sich 
„Akademiker für Mumia“ nennt an der Uni- 
versität von Pennsylvania. 

Der 24. April, der als Tag für „Millions for 
Mumia“ gewählt wurde, ist Abu-Jamals Ge- 
burtstag. 

Es ist auch der Jahrestag des „Effective 
Death Penalty Act“. Präsident Bill Clinton 
unterschrieb dieses Gesetz 1996. Es schreibt 
die Todesstrafe fest und erschwert zum "Io- 
de verurteilten Gefangenen Berufung ein- 
zulegen. Urteile niedriger Gerichte müssen 
als „wahr“ akzeptiert werden - sogar in Fäl- 
len wie den von Abu-Jamal, wo ein Richter 
offensichtlich voreingenommen war. „Der _ 


terstützen. Denn Leonard braucht unsere 
Unterstützung dringender denn je. 


Der 6. Februar markiert das 23. Jahr Ge- 
fängnis für Leonard Peltier - 23 Jahre als po- 
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BUNDESWEITE DEMONSTRATION Freiheit für Mumia Abu-Jamal 


Hamburg, 


Fortsetzung Mumia ... 


Federal death-penalty Act geht direkt auf 
die Fraternal Order der Polizei zurück, von 
dort zu Pennsylvanias Kongreßabgeordne- 
ten und zu Senator Bob Dole, der sich 1996 
als Präsident bewarb“, führte Pam Afrika 
aus. „Es wurde direkt geschrieben, um Mu- 
mia zu bekommen. Es wurde dem Präsi- 
denten vorgelegt, der es unterschrieb. Es ist 
nicht so, daß er nichts über Mumias Fall 
weiß. Clinton hat Nachrichten und Appel- 
le für Mumia Abu-Jamal aus aller Welt be- 
kommen.“ 

Afrika fügte hinzu: „Dieser Kampf gilt 
nicht nur Mumia, sondern auch unseren 
Söhnen und Töchtern, die unter dieses Ge- 
setz fallen könnten. Im Kampf gegen die ras- 
sistische Todesstrafe wird der 24. April ein 
wichtiges Datum sein. Wir können Mumias 
Fall gewinnen, aber nur, wenn wir uns ver- 
einigen, um es zu tun. Du kannst dich nie 
auf das Rechtssystem verlassen. Du kannst 
nur auf die Kraft der Leute bauen“. 

Aus: So oder Sol, Januarausgabe 
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20. Februar, 


12.00 Uhr, 
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Grußbotschaft von Mumia Abu-Ja- 
mal, politischer Gefangener in den 
USA a an die Teilnehmerinnen des 
Rosa-Luxemburg-Kongresses 

Mumia ist als Referent zu dieser Konferenz 
eingeladen. Daß er nicht selber kommen 
konnte, wird niemand verwundern. Er wollte 
einen Beitrag zum Thema Neoliberalismus 
und Menschenrechte schreiben. Ansatz- 
punkte waren die „Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte“ der Vereinten Nationen, 
deren Veröffentlichung sich am 10. Dezem- 
ber 98 zum 50. Mal jährte, und die qualitati- 
ve Veränderung, die Malcolm X vor seiner Er- 
mordung 1965 in dieser Frage bewirkte, als er 
das schwarze Amerika dazu aufıief, nicht nur 
für Bürgerrechte einzutreten, sondern sich auf 
die Menschenrechte zu berufen und sich da- 
mit auf internationaler Fbene in eine Reihe 
zu stellen mit anderen unterdrückten Völkern 
und Nationen, die dabei waren, sich von Im- 
perialismus und Kolonialismus zu befreien. 

Leider kam dieser Beitrag nicht zustande. 

Es ist sicher für alle vorstellbar, daß für ci- 
nen Gefangenen im 18. Jahr seiner Haft - da- 
von 17 Jahre im Todestrakt - die Arbeitsbe- 
dingungen schon per se schwierig sind, auch 
wenn jemand wie Mumia von einer unglaub- 
lichen Widerstandskraft beseelt ist. 

Aber Mumia befindet sich im Moment in 
einer verschärften Situation, weil Ende Ok- 
tober 98 der Oberste Gerichtshof von Penn- 
sylvanıa seinen Berufungsantrag für das Wiec- 
deraufnahmeverfahren zurückgewiesen hat 
und nun ein neuer Hinrichtungsbefehl droht. 

Ich verlese jetzt die Grußbotschaft Mumias 
an die Konferenz: 
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Bahnhof Sternschanze 


„Ich grüße die Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer der Rosa-L uxemburg-Konferenz und 
danke euch für die erneute Einladung. 

Wie sollten wir Rosa Luxemburgs geden- 
ken? 

Nach achtzig Jahren, fast also nach einem 
Jahrhundert, ist es bemerkenswert, daß sich 
überhaupt noch jemand an ihren Namen er- 
innert, vor allem aber, daß sich jemand wie 
ich, der in einem anderen Land und einer an- 
deren Zeit lebt, an sie erinnert. Wenn ich sa- 
ge, daß ich kein Luxemburg-Schülerbin, dann 
ist das maßlos untertrieben. Ich weiß aller- 
dings, daß sie eine Revolutionärin war, eine 
Spartakistin und eine Frau mit einer uner- 
schütterlichen Überzeugung, die gegen das 
deutsche Empire ihrer 7A eit Eimplie, Ich ha- 
be ein paar ihrer übersetzten Schriften gele- 
sen und war beeindruckt von ihrer Militanz, 
ihrer Entschlossenheit und ihrem revolu- 
tionären Willen. 

Und genau das ist es, was achtzig Jahre nach 
ihrem Tod noch lebendig ist - ihre Hingabe an 
die Revolution, nicht nur gegen den Kaiser ih- 
rer Zeit, sondern gegen eine Bourgeoisie und 
herrschende Klasse, die einen Status quo auf- 
rechterhielt, der die Hoffnungen und die Per- 
spektiven der Arbeiterinnen und Arbeiter ver- 
nichtete. Rosa Luxemburg, eine der fort- 
schrittlichsten Frauen ihrer Zeit, überwindet 
mit ihrem radikalen Geist alle Zeitbarrieren 
und treibt uns vorwärts in Richtung Revolu- 
tion.“ 

Mumia Abu-Jamal, Todestrakt im SCI Greene, 
Anfang Januar 1999 

Vorgetragen von Roger Hasenbein, für die bun- 
desweite Koordination der Mumia-Abu-Jamal- 
Solidaritätsgruppen. aus: Junge Welt, 20.1. 
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en Leonard Peltier 


falschen Anschuldigung und cines skan- 
dalösen Prozesses und Urteils, mit der die 
US-Behörden einen Kämpfer gegen die 
Unterdrückung der indianischen Bevölke- 
rung und Aktivisten der In dianerbewegung 
AIM aus dem Weg zu räumen er 
Leonard Peltier hat auch im Gefängnis nie 
resigniert. Unterstützt von einer breiten 
Öffentlichkeit, hat er viele Anläufe unter- 
nommen, die Wieder aufnahme seines Ver- 
fahrens zu erreichen. Doch obwohl 
richtlich festgestellt wurde, daß das FBI 
seinerzeit Beweise für seine Unschuld un- 
terschlagen hat, obwohl die Beweise dafür, 
daß er einem Komplott des FBI zum Op- 
fer gefallen ist, kaum mehr zu leugnen sind, 
soll seine Freilassung frühestens im Jahre 
2008 erneut „geprüft“ werden. 

Immer wieder hat Leonard Peltier auch 
aus dem Gefängnis heraus seine Unter- 
stützung für die Kämpfe der Unterdrück- 
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Am 6. Januar dieses Jahres fand in Ankara der 
Revisionsprozeß gegen die Internationalistin 
Eva Juhnke statt. Eine deutsche Delegation 
hielt sich Anfang Januar in der Türkei und 
Kurdistan auf, u.a. um den Prozeß zu beob- 
achten, und um Eva im Ksnast in Batman 
(Nordwest-Kurdistan) zu besuchen. 

Eva Juhnke wurde im Oktober 1997 von tür- 
kischen Spezialeinheiten während der Mi- 
litäroperation „Morgenröte“ in Südkurdistan 
festgenommen. Anschließend wurde sie vor 
das türkische Staatssicherheits-Militärgericht 
(DGM) in Van (Nordwest-Kurdistan) ver- 
a Dort erhob das Gericht am 26.Ok- 
tober 1997 eine Anklage gegen sie wegen Mit- 
gliedschaft in der PKK. Sie wurde am 17. Sep- 
tember 1998 nach elfmonatiger Untersu- 
chungsh aft vom Staatssicherheitsgericht in 
Van in Abwesenheit zu 15 Jahren Haft verur- 
teilt. Die Mindeststrafe für ihren Anklage- 
punkt beträgt zwölfeinhalb Jahre. In der Tür- 
kei wird „unehrenhaftes Verhalten“ gegenü- 
ber dem Gericht zusätzlich bestraft. 

Dazu zählen auch politische Äußerungen 
vor Gericht, d.h. Evas Prozeßerklärung vom 
23. Juli 1998. Deshalb wurde gegen sie 
ein Strafmaß von 15 Jahren verhängt. 

Am 6.1.1999 fand im Staatssicher- 
heitsgericht in Ankara der Revisions- 
prozeß gegen Eva statt. Die Anwälte 
sagten in ihren Plädoyers, daß Evas Pro- 
zeberklärung nicht als „unehrenhaftes 
Verhalten“ gegenüber dem Gericht 
ausgelegt werden kann. Außerdem sei 
Eva nicht auf türkischem Territorium 
festgenommen, sondern dorthin ver- 
schleppt worden, was einen Verstoß ge- 
gen bestehendes Völkerrecht darstellt. 
Das Urteil wird für den 10.3.99 erwar- 
tet. 

Eva wurde auf eigenen Wunsch nach 
Batman verlegt. Dieses Gefängnis ist 
eigentlich ein Untersuchungsgefäng- 
nis mit einer Kapazität von 400 Men- 
schen, es sind aber bis zu 500 Gefan- 
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ten zum Ausdruck gebracht; so beteiligt er 
sichauch am Kampf für die Freilassung, von 
Mumia Abu-Jamal. 

Inzwischen ist er schwer erkrankt. Denn 
die Regierung hat Leonard die ganzen Jah- 
re über im Gefängnis gequält. Leonard lei- 
det derzeit noch unter den Komplikatio- 
nen einer früheren Operation im Spring- 
field-Krankenhaus. Bei dieser Operation 
wäre er beinahe gestorben. Sie verbesserte 
seine Gesundheit nicht, sondern ver- 
schlechterte sie erheblich. Frleidetnun un- 
ter beständigen qualvollen Schmerzen. Fr 
kann seinen Mund nicht weit genug öff- 
nen, um zu essen, er kann noch nicht ein- 
mal kauen. Leonard will aus gutem Grund 
nicht zurück nach Springfield. Der ange- 
sehene Chirurg Doktor Kelly von der Mayo- 
Klinik hat dem Gefängnis geschrieben, er 
sei bereit, Leonard P eltier zu behandeln. 
Aber die Bundesbehörde für Gefängnisse 
hat ihm bisher eine Behandlung verwei- 
gert. Wenn das Bundesamt aus politischen 


Urteil im Revisionsprozeß wird für den März erwartet 


Eva Juhnke zusammen mit 
30 Frauen und vier Kindern 


gene dort untergebracht. Eva ist für viele 
Menschen dort eine Heldin. Sie bekommt oft 
Besuch aus der Bevölkerung, z.B. vom IHD- 
Vorsitzenden aus Batman. 

Jan Juhnke hatte am 8.1. die Gelegenheit, 
seine Schwester im Knast zu besuchen und 
durch zwei Glasscheiben mit ihr zu reden. Eva 
geht es gesundheitlich und seelisch gut. Sie 
lebt zur Zeit in einer Gruppe mit 30 Frauen 
und vier Kindern von eineinhalb bis vier Jah- 
ren zusammen, die untereinander sehr viel 
Kontakt haben. (Die Unterbringung in Ein- 
zelzellen ist in der Türkei wegen Überfüllung 
der Knäste praktisch nicht möglich.) In der 
letzten Zeit gab es im Gefängnis einen Hun- 
serstreik, an dessen Folgen ein Mann wegen 


FRE? 


Gründen zögert und zuläßt, daß ein Ge- 
fangener qualvolle Schmerzen leidet, dann 
gibt es dafür kein anderes Wort als Folter. 
Die Solidaritätsgruppen für Leonard Pel- 
tierrufen alle Menschen, die für soziale Ge- 
rechtigkeit eintreten, auf, bei der Kampa- 
gne zur Beendigung der Folter an Leonard 
Peltier zu helfen. 
Bitte sendet E-Mails an: 
Ms. Kathleen Kawk, Director, Bureau 
Of Prisons, 
swoltson@bop.gov 
oder schreibt an ihre Adresse: 
320 First St., Washington, DC 20534 
oder faxt: 
202-514-6878 
oder telefoniert: 
202-308-3198 
und fordert, daß Leonard die Behandlung 
durch Dr. Keller bei der Mayo-Klinik er- 
möglicht wird. 
In den USA sind für den 6. Februar meh- 
rere Demonstrationen geplant. In Tacoma 
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eines Herzinfarktes und fehlender medizini- 
scher Versorgung gestorben ist. Außerdem 
versuchten sich zwei Frauen und ein Mann 
selbst zu verbrennen, die dann ebenfalls nicht 
medizinisch versorgt wurden. Im Gegenteil: 
eine der Frauen wurde auf dem Weg ins Kran- 
kenhaus zusammengeschlagen. Im Kranken- 
haus schickte man sie unbehandelt wieder 
zurück in den Knast, da sie eine Behandlung 
nicht bezahlen konnten. Nach diesen Vorfäl- 

len gibt es im Gefängnis für 500 Menschen 
für acht Stunden am Tag wieder einen Häft- 
lingsarzt. Die Gefangenen fordern nach wie 
vor, eine durchgehende medizinische Versor- 
sung zu garantieren. 
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findet eine Demonstration statt, in Seatt- 
le wird ein Autokonvoi starten, ebenso in 
Olympia, organisiert vom Kamiies für Ge- 
rechtigkeit für Mumia Abu-Jamal. Ver- 
schiedene Gruppen beginnen am 6. Fe- 
bruar einen internationalen Leonard-Pel- 
tier-Hungerstreik, um Druck für die For- 
derung nach der Beendigung der Folter an 
Leonard eltier zu machen. Die beteiligten 
Gruppen wollen einander in einem jeweils 
zwei Wochen dauernden Hungerstreik ab- 
wechseln und den Hungerstreik insgesamt 
bis zur Bewilligung der Behandlung Peltier 
durchhalten. Der Hungerstreik soll mit 
Aufklärungsaktionen in Colleges oder auch 
in Restaurants etc. verbunden werden. 


(Red. nach einem Aufruf des Leonard-Pel- 
tier-Unterstützungs-Netzwerks, Tacoma, 


USA, Quelle: CL-Netz) 


Diskussionsbeitrag von Gefangenen aus AD 


Über die falsche Alternative zwischen 
Neoliberalismus und Neoreformismus und 
was es bedeutet, sie zu überwinden 


Den folgenden Beitrag schickten die Gefan- 
genen aus AD an die Versammlung zum „In- 
ternationalen Tag der revolutionären Gefan- 
genen” in Gent am 20. Juni 1998. Einen wei- 
teren Beitrag der Gefangenen hatten wir be- 
reits in Info Nr. 210 veröffentlicht. 


Wir grüßen alle Genossen und Genossinnen, 
die heute bei der Versammlung zum „Inter- 
nationalen ‘lag der revolutionären Gefange- 
nen“ in Gent dabei sind, besonders das Netz- 
werk ABC, das sich dieses Jahr der Initiative 
angeschlossen hat. Wir wissen, wie sehr es im 
Laufe der letzten Jahrzehnte seine rückhalt- 
lose Solidarität mit den Gefangenen Revolu- 
tionären besonders in den USA und in Groß- 
britannien bewiesen hat. 

Dieser Tag erinnert an das Massaker an Hun- 
derten von peruanischen Genossen. Er ist zu 
einem internationalen Ereignis geworden. Je- 
des Jahr werden wir mehr. Diese Initiative ist 
heute eines der bedeutenden Treffen der Wi- 
derstandsbewegungen. In ihrem Namen er- 
greifen Hunderte von Genossen das Wort in 
öffentlichen Versammlungen, die auf unse- 
rem Kontinent und anderswo organisiert wer- 
den. Das ist eine kollektive Stimme, die in Tau- 
senden von Echos widerhalit. Sie spricht von 
Kampf, von proletarischem Internationalis- 
mus und von der Guerilla. 

Sie bekräftigt unseren Willen, aus oft un- 
terschiedlichen Situationen heraus den ge- 
meinsamen l'eind zu bekämpfen: das Kapital 
und die großen Monopole der imperialisti- 
schen Mächte. Sie fragt nach den Krfahrun- 
gen der vergangenen und der gegenwärtigen 
Kämpfe, um die besten Mittel und die kor- 
rektesten Orientierungen zum Handeln zu er- 
fassen. 

Auch letztes Jahr bei der Versammlung in 
Brüssel endete unsere Erklärung mit Fragen, 
die uns wesentlich erscheinen: 

„Wie kann im allgemeinen Interesse des in- 
ternationalen Proletariats gehandelt werden, 
für seine Wiederzusammensetzung als revolu- 
tionäre Klasse und für sein derzeitiges antago- 
nistisches Subjekt: das prekäre Proletariat? Wie 
können lebendige und konstruktive Verhindun- 
gen mit den revolutionären Ausdrücken dieses 
Proletariats in den Ländern der drei Kontinen- 


te geschaffen werden? Wie ist es möglich, auf 


eine gesellschaftliche Veränderung hinzuarbei- 
ten, die der derzeitigen historischen Konfron- 
tation entspricht? Wie kann der allgemeinen 
Konjunktur der Widersprüche des Kapitalismus 
begegnet werden? 

Wie soll man dem Widerspruch zwischen den 
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drei konkurrierenden imperialistischen Polen, 
den USA, Japan und der EU, entgegentreten? 
Wie ist es möglich, auf die Einheit der Revolu- 
tionäre auf unserem Kontinent hinzuwirken, 
und wie auf die Sabotage des Militarismus und 
des Wirtschaftskrieges? 

Wie können die Beschränkungen der perma- 
nenten Konterrevolution der bourgeoisen Regi- 
me im Zentrum überwunden werden? Wie den 
schönen Schein dieser autoritären Regime kri- 
tisieren und zerstören? Wie sich dem Faschisie- 
rungsprozeß entgegensetzen, der Gestalt an- 
nimmt und der in der wachsenden Abkoppelung 
der formellen Macht (Parteien, Parlamenten ...) 
von der tatsächlichen Macht (der in Ökonomie 
und Finanzkapital konzentrierten Macht) fort- 
dauert?“ 


wangsläufig sind das Fragen. Die Antwor- 

ten entstehen im Kampf und in der Kol- 
lektivität - nicht als unveränderliches Modell. 
Sie können keine fertigen Lösungen sein, wo- 
her sie auch stammen und wer auch immer sie 
formuliert. 

Aut diesem Gebiet ist eine Beteuerung oh- 
ne die Fragestellungnichts wert. Es gibt zu vie- 
le, die immer noch ernsthaft glauben, die Re- 
volution zu verteidigen, indem sie alte, abge- 
droschene, deformierte oder verstümmelte 
Denkweisen in ihren Liturgien hochhalten. 
Wenn die Kämpfe in der Vergangenheit diese 
hervorgebracht haben, so deshalb, weil sie in 
genau diesen Umständen benötigt wurden. 
Als diese Umstände sich änderten, sind diese 
Modelle schließlich zu Fesseln geworden, ja 
sogar zu einem ‘leil der Ordnung, die sie 
bekämpfen wollten. Im Gegensatz dazu ak- 
tualisieren die Fragen die revolutionäre Aus- 
sage wieder. Sie lassen die Synthese der aus 
den Kämpfen entstandenen Perspektive er- 
scheinen. Ohne sie verzichtet das kommuni- 
stische Eingagement darauf, als Perspektive 
des Befreiungsprojektes zu leben, dessen Not- 
wendigkeit jeden lag für das Weltproletariat 
spürbar wird. 

Und genauso für die Männer und Frauen, 
deren Lebensbedingungen sich unter demsel- 
ben Stiefel vereinheitlichen und gleichzeitig 
bis zum Außersten in Konkurrenz zueinander 
treten. All diejenigen, die vom Reichtum, den 
sie produzieren, enteignet sind, müssen sich 
einer gesellschaftlichen Organisation unter- 
werfen, die sie ausbeutet, unterdrückt und 
entwürdigt. All diejenigen, die ökonomisch 
den Kapitaleignern unterworfen sind und de- 
ren einziges Kapital ihre Arbeitskraft ist, ob sie 
noch zu den „Abgesicherten“ gehören, die in 


gesicherter verschärfter Ausbeutung leben, ob 
sie sie schon als immer mehr sozial ungesi- 
cherte „Unabhängige“ verkaufen oder ob sie 
auf die Sozialhilfe oder die informelle Wirt- 
schaft zurückgeworfen sind. Fine Klasse, de- 
ren historisches Subjekt heute weltweit der so- 
zial ungesicherte Proletarier / die sozial unge- 
sicherte Proletarier ist, um den/die herum sich 
die neue Qualität einer globalisierten Arbeit- 
steilung bildet. 

Diese Definition kann jedoch nicht von der 
Funktion in der Organisation der Arbeit ge- 
trennt werden, denn sie ist es, die zu einem 
große Teil das Verhältnis zu der bestehenden 
gesellschaftlichen Organisation bestimmt: ihr 
Funktionieren zu gewährleisten, befriedet un- 
ter dem Druck des derzeitigen Kräfteverhält- 
nisses, oder sie von Grund auf umzuwälzen, 
denn sie in ihrem Grundsatz der barbarischen 
Entwicklungen nicht reformierbar. 

Zur Zeit entstehen auf unserem Kontinent 
neue soziale Bewegungen, und gleichzeitig be- 
steht in den Fabriken der Kampf gegen jedes 
zusätzliche Projekt der Prekarisierung weiter. 
Von der Bewegung der Sans Papier bis zur Be- 
wegung der Arbeitslosen wurzeln diese Kämp- 
fe tief in den Widersprüchen des Systems. Sie 
tragen die Keime einer umfassenden Infra- 
gestellung der bestehenden Produktionsweise 
in sich. Sie vereinen dabei zwei wesentlichen 
Merkmale davon: das weltweit exponentielle 
Wachstum der Reservearmec, die die Arbeits- 
losen schon immer für das Kapital dargestellt 
haben, und die Wanderungsbewegungen als 
wesentliche Komponente dieser Reservear- 
mee und gleichzeitig als Auswirkung des noch 
nie dagewesenen Niveaus von Kapitalzirkula- 
tion und -konzentration. 

Diese Verbindung spiegelt ein reales und 
schr konkretes Bewußtsein davon wider, daß 
die Prekarität immer mehr im Zentrum des 
Systems steht. Insofern ist sie ein Hauch von 
Hoffnungfür die Qualität dieser Bewegungen. 
Dagegen werden vor allem die Auswirkungen 
dieser Prekarisierung entlarvt. Von einigen 
Ausnahmen abgeschen, wird sie nicht als Er- 
gebnis des verbissenen Kampfes gesehen, den 
sich die imperialistische Bourgeoisie und die 
Gesamtheit des Weltproletariats liefern. Und 
noch weniger wird sie in die zukünftige revo- 
lutionäre Lösung eingeplant, die dieser um- 
fassende Klassenkampf enthält. 

Dadurch scheint diese Infragestellung im- 
mer mehr in den Rahmen des Systems einge- 
fügt zu sein. Zumindest ist das in Frankreich 
so, wo wir leichter als anderswo mitbekommen 
können, was läuft. 


Auch aufgrund der Erfahrung der Mitte- 
rand-Jahre steht die Existenz dieser Bewe- 
gungen an sich, unter der Knute einer sozial- 
demokratischen Regierung, auf dem Spiel. Es 
beunruhigt um so mehr, daß insgesamt der 
Rahmen, in dem sie sich organisieren, vom Re- 
formismus dominiert wird. Die „pluralistische 
Linke“ müsse von einer „Linken der Linken“ 
in Verbindungmit einer „moralischen Linken“ 
gedrängt werden. Sie appellieren dabei an den 
Umbau des Sozialstaats, an Maßnahmen für 
soziale Entlohnung, an die sozialdemokrati- 
sche Schlichtung, ohne die revolutionäre Fra- 
ge der weltweiten Arbeitsteilung aufzuwerfen. 
Sie sprechen von „Eroberung der freien Zeit“, 
und andere sprechen „von der Arbeit befrei- 
ten“ Zeit, ohne das Verhältnis Kapital/Arbeit 
hinterfragen zu wollen. Sie sprechen von we- 
niger ungleicher Verteilung der Reichtümer, 
sagen aber nichts über.die private Aneignung 
des gesellschaftlich produzierten Reichtums, 

die die Grundlage des Systems ist. Sie g sreifen 
die Prekarität als eine Gegebenheit des neoli- 
beralen Modells an, wollen sie aber überhaupt 
nicht mit der umfassenden Qualität der Ka- 
pitalherrschaft in Verbindung bringen. Kurz, 
eine ganze Litanei von „demokratischen“ Vor- 
aussetzungen, die die Erfahrung, die die aus- 
gebeuteten und unterdrückten Klassen in die- 
sem Spiel gemacht haben, in Vergessenheit ge- 
raten lassen. 

Es gehe darum, die „Werte der Republik“ 
und andere Staatsbürgerrechte, die im Main- 
stream der Globalisierung verlorengegangen 
sind, wiederzufinden. Als ob diese Wörter 
noch von dem Sinn losgelöst werden könnten, 
den ihnen die Maske der bürgerlichen Dikta- 
tur seit 150 Jahren gegeben hat und immer 
noch gibt. Reingewaschen von dem Blut der 
kolonialen Verbrechen, begangen im Namen 
dieser selben Werte, gesäubert von den Lei- 
chen der Arbeiter vom Juni 1848, der Kom- 
munarden, der Aufständischen aller Hautfar- 
ben, die es gewagt hatten, die Segnungen der 
Tanai Z ivilisation“ zu verschmähen 

. Welche Leiche haben diejenigen also im 
Mund, die heute noch in einem imperialisti- 
schen Land wie Frankreich die Idee von Nati- 
on, Staatsbürgerschaft und Volk zu verteidi- 
gen wagen? 

Wenn der Reformismus behauptet, die Ver- 
schlimmerung der Merkmale des Systems 
durch Forderungen ohne Klasseninhalt Abhil- 
fe zu schaffen, so tritt er tatsächlich in nichts 
dem wachsenden Auseinanderklaffen von rea- 
ler Macht und formaler Macht entgegen. 
Ganz im Gegenteil, indem er es ablehnt, die 
Frage der Macht von den realen Begriffen der 
Konfrontation zwischen Bourgeoisie und Pro- 
letariat aus zu stellen, beweihräuchert und 
rechtfertigt er die Klassendiktatur der Bour- 
geoisie. Und genau das zeigt bis zur Karikatur 
die aktuelle Vorliebe für die zitierten Psalm- 
odien. 

Schlimmer noch, er verstärkt deren auto- 
ritäre Qualität, indem er an diesem Punkt die 
realen Begriffe des Kampfes entstellt. Aus die- 
sen abgeschmackten Vorstellungen kann nur 
eine Festigung der Macht der Monopole ent- 
stehen. 


Weniger denn je können die verschärfte 
it das Anwachsen der relativen 

Überbevölkerung, die Ausdehnung des 
Elends, die wahnwitzige Verwaltung der le- 
bensnotw endigen Ressourcen durch den Pro- 
fit im Rahmen des Systems selbst, das das al- 
les ja entwickelt, in Frage gestellt w erden. Und 
es ist vollkommen verrückt, nicht zu schen, 
dab dieses System nicht einen einzigen Krü- 
mel hier abgibt, ohne gleichzeitig anderswo 
ein wenig mehr zu plündern. Das tut es nicht 
nur seit seinem Erscheinen als herrschende 
Gesellschaftsform, sondern diese konstitu- 
ierende Realität hat sich über die ultra-schnel- 
le Zirkulation der Kapitalien und der Kon- 
zentration, die sie bewirkt, noch verstärkt .. 

Dagegen schlagen die am meisten 3.-W. elt- 
Freundlielren unserer Retormisten eine Steu- 
er von 0,1% auf den Kapitalfluß vor und be- 
schwören höflich Schuldgefühle wegen der 
Verantwortung der imperialistischen Länder 
angesichts einer so offensichtlich ungerechten 
Ordnung. Das Wesen der Staaten, die dieses 
„Manna“ verteilen sollen, wird nicht in Frage 
gestellt. ’bensowenig wird das imperialisti- 
sche Verhältnis dabei aufgelöst. Es geht nur 
um ein „besser als nichts“. Als ob diese Nichts 
nicht das direkte Produkt eines weltweiten 
Krieges wäre, der von einer triumphierenden 
monopolistischen Bourgeoisie geführt wird. 

Und das Schlimmste ist, daß man sich am 
fortschreitenden Faschisierungsprozeß betei- 
ligt, indem man diese Mythen einer schritt- 
weisen Verbesserung des Systems und mehr 
noch die einer Verbesserung im Herzen des Sy- 
stems mit sich herumschleppt. Man trägt so- 
gar doppelt dazu bei. 

Heutzutage bedeutet ein solcher Prozeß die 
Konzentration der wirtschaftlichen, finanziel- 
len, politischen, militärischen und kulturellen 
Macht in der Metropole; bedeutet Autorita- 
rismus ohnegleichen der von diesen riesigen 
Monopolen besetzten Mächte, bedeutet er die 
heuchlerische Schauspielerei der demokrati- 
schen Regimes, die Wahlkomödien, die 
großen internationalen Abkommen, der letz- 
te Versuch mit dem MAI, das besonders be- 
zeichnend für die Richtigkeit unserer Be- 
hauptung ist. 

Denn es ist immer noch und vor allem die- 
ser Monopolismus, der 95% des Weltproleta- 
riats zur Unsicherheit der Fxistenz verurteilt, 
zur geplanten Opferung von Tausenden von 
Ausgebeuteten und Unterdrückten jedes Jahr, 
zu einem Holocaust auf dem Altar des globa- 
lisierten Marktes. 

Folglich verurteilt man diese Proletarier zu 
falschen völkischen Einheiten, wenn man ih- 
nen hier die Waffe der Hinterfragung aus der 
Hand schlägt, mit der sie dieser Realität ent- 
gegentreten könnten. Ausgehend von der 
wachsenden Polarisierung zwischen Proleta- 
riern der Peripherie und denen der! Metropo- 
len werden sie anderen Klassen untergeordnet, 
wobei ihre Klassenrealität, die für eine w iikli- 
che Umwälzung des Kräfteverhältnisses ent- 
scheidend ist, geleugnet wird. Ausgerechnet 
unter diejenigen, die sich historisch schon im- 
mer in noch autoritärere Lösungen gestürzt 
haben, wenn sie sich bedroht fühlten. 


A a die ökumenischen Aufrufe zu soge- 
nannten antifaschistischen Sammlungs- 
bewegungen werden daran nichts ändern. 
Denn wenn man es ablehnt, die Kritik der Fol- 
gen der Verelendung der Proletarier, der welt- 
weiten Apartheid, ihrer Millionen von Toten 
jährlich bis zum Ende zu treiben, dann ist der 
Antifaschismus nur noch eine hohle Parole. 

Der alte Grundsatz, nach dem derjenige, der 
vom Antifaschismus redet, ohne vom Antiim- 
perialismus zu reden, besser schweigen soll, ist 
noch nie so wich tig gewesen. Esg gibt, genügend 
Beispiele dafür, wie sehr dieser „Antifaschis- 
mus“ die Maske ist, hinter der ein Teil der 
Bourgeoisie versucht, ihre Diktatur als das 
Nonplusultra der Demokratie darzustellen. 

Anders gesagt: Ein Antifaschismus, der ein- 
zig dazu dient, die wirklichen antifaschisti- 
schen Kräfte an eine bürgerliche „republika- 
nische Front“ hier, an eine ee 
Verfassung dort und an eine andere hochtra- 
bende Terminologie anderswo zu fesseln. 
Schon immer und immer noch geht es darum, 

das vollkommen aus dem G leichgew icht ge- 
ratene Verhältnis zwischen realer und forma- 
ler Macht in einem Repräsentationssystem, 
das auf dem radikalen Ausschluß der Massen 
aus jedem Eintscheidungszentrum aufbaut 
und dessen Ausformungen sich immer wieder 
selbst karikieren, zu verschleiern. 

Damit liefert sich der Antifaschismus je- 
desmal, wenn er glaubt, sich mit einer ober- 
flächlichen Kritik der Auswirkungen des Ka- 
pitalismus im imperialistischen Stadium zu- 
frieden geben können, an Händen und Füßen 
pefesselt seinen Feinden aus. Denjenigen, die 
ihn benutzen, um mit ihrem Politgesülze 
möglichst besser eine Legitimität für ihre 
Funktionen in der Verw altung aufrechtzuer- 
halten. Den Politprofis und anderen Vor- 
kämpfern des Oppositionstheaters. Gemein- 
sam erzeugen sie lokal den laschisierungs- 
prozeß der Monopole. Gemeinsam spielen sie 
das große Marionettentheater, das unerläßlich 
für die Fassade des Regimes ist, dessen de- 
mokratische Erscheinungsformen nur dazu 
dienen, die Realität dieses Prozesses zu ver- 
schleiern. Nach Beilegung ihrer Scheinge- 
fechte bedienen sie sich des faschistischen 
Drucks, um die Gesetze der Ordnung zu ra- 
dikalisieren. 

Beispielsweise werden heute in Frankreich 
die reaktionärsten Punkte der Politik der Jo- 
spin-Regierung im Namen des Wahlerfolges 
des Front National verkündet. Man muß die 
Finwanderer nach Hause schicken, sonst wird 
die FN das als Waffe gegen die Demokratie 
ausnutzen; man muĝ die Viertel „sicher ma- 
chen“, die Ausländer angreifen, mehr Mittel 
für Bullen und Richterlockermachen, die min- 
derjährigen Straftäter „härter verfolgen“, die 
Armen besser kontrollieren ... Kurz gesagt: 
Wenn das Regime sich rüstet, dann geschieht 
das angeblich dafür, den Vormarsch der FN zu 
stoppen. 

Gleichzeitig finanzieren die „angesehen- 
sten“ Unternehmen, die manchmal auch 
staatlich sind, die Gewerkschaften und ande- 
re Satelliten derselben FN. Sie haben voll- 
kommen das Bewußtsein davon, daß der Fa- 
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schisierungsprozeß im gegebenen Augenblick 
einen Ausnahmezustand gebrauchen könnte, 

also auf eine solche Politik zurückgreifen müb- 

te. Einige Chefs von wichtigen Konzernen le- 

gen dar, dab sie kein Hindernis für gerade aus- 
gearbeitete Allianzen zwischen einigen Frak- 
tionen der Rechten und der FN sehen. 

Währenddessen vervielfachen sich in einer 
Stadt wie Lyon die faschistischen Angriffe; der 
letzte gegen ein Familienplanungszentrum in 
Villeurbanne. In diesem „heißen Viertel“, das 
die Bullen so gut in Rekordzeit absperren kön- 
nen, wenn sich die soziale Agitation entfaltet, 
hatte das Kommando alle Zeit, die Finrich- 
tung unbrauchbar zu machen und sich 
zurückzuziehen. Und die neue Mehrheit des 
Regionalrats wird gerade von einer dieser Al- 
lianzen zwischen Rechten und FN a 

Man könnte aber auch die Milde der Justiz 
gegenüber den Anti-Abtreibungskommandos 
mit ihrer Strenge gegen andere Störer des „re- 
neiblikanischen Friedens“ vergleichen. Man 
könnte von der Art sprechen, mit der die Ver- 
sammlungen der FN von der Nationalpolizei 
vor eventuellen radikal antifaschistischen In- 
terventionen geschützt werden. Wenn seine 
Miliz nicht die republikanische Ordnung 
stört, so sind dagegen die Kriminalisierungs- 
drohungen das Los all derer, die versuchen, die 
Abschiebung von Sans Papiers bei der Abfahrt 
von Flugzeugen und Zügen zu verhindern. 
Das ist angeblich notwendig, damit diese Mi- 
liz nicht demnächst Teil der Ausstattung ei- 
nes eigentlich faschistischen Staates wird. 

Zur gleichen Zeit erreicht die Militarisie- 
rung des öffentlichen Raumes im normalen 
Gang einer parlamentarischen Demokratie 
bisher nie gekannte Ausmaße. Seit den Mas- 
saker-Attentaten von ‘96 ist es nach vielen 
Sprüngen in der Verstärkung der Sicherheit 
zur Gewohnheit geworden, daß man in den 
Metros und Bahnhöfen Armeetrupps mit um- 
gchängten Maschinenpistolen patrouillieren 
sieht. Die Fußballweltmeister schaft wird wohl 
die Gelegenheit sein, sie in den Vierteln noch 
mehr auszuweiten, während weitere an stra- 
tegischen Stellen wie etwa Verteilstationen 
der EDF postiert werden. Es ist leicht vorher- 
zusehen, daß man genauso wie bei den vor- 
hergehenden Sprüngen nicht mehr zum vor- 
herigen Zustand der geläufigen Militarisie- 
rung zurückkehren wird, wenn dieser Zirkus 
einmal vorbei ist. 

In der Fortführung ihres Krieges ist die Bour- 
geoisie nicht bereit, ihre Aufrüstung zu brem- 
sen. Und es ist vollkommen illusorisch, daran 
zu denken, ihr eine zivile Gesellschaft entge- 
genzustellen, die nur in den Köpfen derjeni- 
gen existiert, die vergessen haben oder es ver- 
gessen wollen, daß der Staat Ausdruck eines 
unversöhnlichen Verhältnisses zwischen den 
beiden antagonistischen Hauptklassen ist. All 
dieses klassenversöhnlerische Vokabular fes- 
selt das Proletariat an das immer wieder neue 
Beginnen von bürgerlichen nationalen Revo- 
lutionen, die nicht seine eigenen sind. 


| 7 u den wesentlichen Fragen gehört die, wie 
man für die weltweite Neuzusammenset- 
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herum, den sozial ungesicherten Proletarier, 
die sozial ungesicherte Proletarierin, das vom 
neuen Akkumulationsmodell des Kapitals be- 
stimmt wird, handeln kann. 

Dafür sind die Verbindungen, die sich in den 
Bewegungen, in den Fabriken, in anderen Ar- 
beits- und Lebensbereichen zwischen über- 
ausgebeuteten Arbeiterinnen und Arbeitern, 
Arbeitslosen und Sans Papiers abzeichnen, ein 
Anfang. Sie knüpfen in einer subjektiven Rea- 
lität den roten Faden der objektiven gemein- 
samen Interessen. Und dieser Anfang verstärkt 
noch die Nachfrage. Ohne das werden die Be- 
zichungen bestenfalls im Fahrwasser der all- 
mählichen Kräfteakkumulation im Hinblick 
auf eine hypothetische Morgenröte bleiben. 

Der Verlauf der Wider standskämpfe kann 
nicht von sich aus zur qualitativen Überwin- 
dung der Probleme führen. Ideologismus oder 
Spontaneismus erlauben es ihnen nicht, aus 
der Defensive herauszukommen. Unter ihrem 
“influß reproduzieren sich die Kämpfe ohne 
Perspektive. Während der Stärkung dieser 
Kämpfe die subjektive Lösung zahlreicher 
Problemstellungen bringt und eine histori- 
sche Verantwortung der Revolutionäre erfor- 
dert. Die Suche nach politischen und organi- 
satorischen Lösungen, die dem Stand der Din- 
ge entsprechen, bekommt eine entscheiden- 
die Dringlichkeit und Möglichkeit. 

Wie kann man eine revolutionäre Subjekti- 
vität erzeugen und verstärken, die die Kraft 
und das Bewußtsein hat, den entschiedenen 
Bruch zumachen, der die Räume für eine neue 
Offensive öffnet? Wenn man weiß, daß dieser 
Bruch auf den Interessen und Aufgaben der 
Neuzusammensetzung der proletarischen 
Klasse um das globale Subjekt des sozial un- 
gesicherten Proletariers aufbauen muß, daß er 
ein Moment des K Kampfes für die Macht die- 
ses globalen Subjekts sein muh, ein Moment 
seines revolutionären Befreiungskrieges. 

Und um Euch eine erschöpfende Liste zu 
ersparen, hiernoch folgende Fragen: Wie kann 
man konkret hier die Produktionsverhältnisse 
untersuchen, um aus einer reinen Verwaltung 
der wachsenden sozialen Pol arisierung, die 
sich überall entwickelt, he uznam 
Wie kann man hier die Verhältnisse imperia- 
listischer Regulierung, die „da unten“ so der- 
maben viele umbringt, zersetzen und zer- 
schlagen? Was kann man dafür tun, daß die 
Kämpfe hier dazu beitragen, in einer politi- 
schen Einheit der neu zusammengesetzten 
Klasse anderswo Proletarier zu bewaffnen? 
Wie kann man die nationalen und institutio- 
nellen Ketten brechen, die dauern und vor al- 
lem hier nur auf „Lösungen“ zurückwerfen, 
die für die Weiterführung der weltweiten 
Apartheid angeboten werden? 

Wenn man darauf antwortet, kann die Au- 
tonomie, die in den spontanen Kämpfen des 
Proletariats enthalten ist, anfangen, die voll- 
ständige revolutionäre Politik eben dieser Au- 
tonomie zurückzuerobern. 

Außerdem ist es in Zukunft klarer denn je, 
wie sehr jede Unterordnung dieser Autonomie 
auch nur zu der Hoffnung im Widerspruch 
steht, dietotalitäre Perspektive zu stoppen, die 
uns der von den Monopolen betriebene Pro- 


zeh an allen Ecken und Enden verspricht. Um 
die Gegebenheiten zu ändern, können die Pro- 
letarier und Proletarierinnen sich nur auf ihre 
eigenen Kräfte verlassen, um ihre eigenen 
Fähigkeiten, eine Politisierung ihrer Wider- 
standskämpfe zu entwickeln. In eben dieser 
Bewegung zur Wiedererlangung der Offensi- 
ve werden sie mit der tiefgehenden Dissyme- 
trie Schluß machen, die den Faschisierungs- 
prozeh charakterisiert. 

Solange die proletarischen Kräfte auf die 
ökonomischen Kämpfe zusammenschrump- 
fen, ist es die Bourgeoisie, die den Ton angibt. 
Sie politisiert aufs Außerste in ihrer globalen 
Aktion und gewinnt so an reaktionärer Qua- 
lität, während der „vernünftigste“ Ökonomis- 
mus das gesamte Gedankengut und die Hand- 
lungsweise eines Proletariats durchdringt, auf 
das der Reformismus einwirkt, um es zu ent- 
politisieren und zu entwaffnen, indem er es 
seines Gedächtnisses, seiner Erfahrungen und 


Möglichkeiten beraubt. 


enn wir es heute für nützlich gehalten 

haben, diese Problematik eines um sich 
greifenden Reformismus zu umreißen, so 
dachten wir dabei an das Erbe der Kämpfe, aus 
denen zahlreiche Revolutionäre und Revolu- 
tionärinnen hervorgingen, die heute in den 
Metropolen eingesperrt sind. Wir denken, daß 
dieses lirbe angesichts dieser Entpolitisierung 
etwas zu sagen hat: durch seinen Internatio- 
nalismus, seinen Bruch mit den Grenzen des 
Systems, durch seine theoretische und prakti- 
sche Analyse des Kampfes zwischen den 
Hauptklassen als einem wirklichen Krieg oder 
auch durch seinen Bezug auf die Guerilla als 
wesentlichen Bestandteil eines konsequenten 
politischen Kampfes. 

Von da aus, wo wir uns befinden, ist es 
schwierig, die unzweifelhaften Imtürner und 
Schwächen von den guten Ansätzen zu tren- 
nen. Aber prinzipiell gehen wir davon aus, daß 
das Proletariat in der Rückeroberung des Ge- 
dächtnisses seiner Kämpfe siegen kann. Das 
ist auch ein Grund für die Existenzberechti- 
gung eines solchen ‘lages. Fin Gedenken an 
Kampf, ein Gedenken im Kampf. 


W" grüßen alle hier versammelten Ge- 
nossinnen und Genossen und alle re- 
volutionären Gefangenen, die über sie hier an- 
wesend sind. Das genügt, um unsere Hoff- 
nungen und Wünsche auszudrücken, daß die 
Welt sich dreht. Solange die Revolutionäre 
und Revolutionärinnen mit Bewußtsein an der 
Realisierung ihrer‘ Träume arbeiten, dabei auf- 
merksam das Leben beobachten und ihre Be- 
obachtungen zu ihren Hoffnungen und Wün- 
schen in Bezug setzen, solange wird das eman- 
zipatorische Projekt weiter das Gespenst sein, 
das in der Welt umgeht. 
Seien wir realistisch, 
fordern wir das Unmögliche 


Die Gefangenen aus Action Directe 
Joelle Aubron 

Nathalie Menigon 

Jean-Marc Rouillan 


Büren 


Hungerstreik kurdi- 
scher Flüchtlinge im 
Abschiebeknast 


Büro der Fluggesellschaft Türkish Airlines in 
Köln besetzt ... Keine Abschiebung von Ha- 
san Ay und Mustafa Tayfun in die Türkei! ... 
Aktionstag 23.1.! 


Aus Solidarität mit dem Hungerstreik kur- 
discher Flüchtlinge im Abschiebeknast 
Büren hielten am9.1. Unterstützer das Büro 
der Fluggesellschaft 'Türkish Airlines ge- 
senüber dem Kölner Hauptbahnhof be- 
setzt. Die BesetzerInnen forderten: Keine 
Abschiebung von Hasan Ay und Mustafa 
Tayfun! Gleichzeitig sollte mit der Aktion 
segen die Beteiligung der Fluggesellschaft 
an der brutalen Abschiebepraxis protestiert 
werden. An die MitarbeiterInnen von Tür- 
kish Airlines wurde appelliert: Zeigen Sie 
Zivilcourage und verweigern Sie die Mit- 
hilfe an Abschiebungen in die Türkei! 

Seit Donnerstag, dem 7. Januar, befinden 
sich die beiden kurdischen Flüchtlinge Ha- 
san Ay und Mustafa 'Iayfun, die sich mit 
ihren Familien seit Monaten am Wander- 
kirchenasyl in NRW beteiligt hatten, im Ab- 
schiebeknast Büren im Hungerstreik. Hasan 
Ay und Mustafa 'layfun sollen in die Türkei 
abgeschoben werden, obwohl ihnen dort 
weitere Verfolgung droht. Die Kurden wa- 
ren am 10. Dezember auf dem Rückweg von 
einer Versammlung des Wanderkirchenasy- 
Is in Köln auf der Autobahn in eine P. olizei- 
kontrolle geraten und verhaftet worden. 

Dem Hungerstreik in Büren haben sich in- 
zwischen 9 weitere kurdische Flüchtlinge 
angeschlossen. Gemeinsam fordern sie: 
Stoppt die Abschiebungen in die Türkei! 

Hasan Ay war 1992 mit seiner Frau nach 
Deutschland geflohen, nachdem er in der 
Türkei mehrfach verhaftet worden war. Das 
erste Mal sah er 25 Tage in Polizeihaft, weil 
er verdächtigt wurde, die PKK als Kurier un- 
terstützt zu haben. 1991 wurde er gemu- 
stert, trat den Militärdienst aber nicht an. 


Im folgen Jahr wurde er bei einer Demon- 
stration, bei der türkische Sicherheitskräfte 
in die Menge geschossen hatten, verhaftet 
und verbrachte wieder mehrere Tage in Po- 
lizeihaft. Nach seiner Freilassung tauchte er 
unter. Bei einer Hausdurchsuchung wurden 
die Eltern und seine Frau geschlagen und 
der Vater 14 Tage als Geisel festgenommen. 
Hasan Ay floh nach Istanbul, bevor ihm mit 
seiner Frau die Flucht nach Deutschland 
gelang. Sein Asylantrag wurde abgelehnt, 
obwohl er sich auch im Exil politisch 
betätigte. Er gehört der Initiative für Wehr- 
und Kriegsdienstverweigerung in der Tür- 
kei an und beteiligte sich an öffentlichen 
Kriegsdienstverweigerer-Aktionen. Hasan 
Ay ist Mitunterzeichner einer Erklärung, in 
der kurdische Männer ihre Weigerung öf- 
fentlich machten. Seit März vergangenen 
Jahres beteiligte er sich am Wanderkir- 
chenasyl gegen Abschiebung und Megali- 
sierung. Mustafa layfun mußte als 13jähri- 
ger erleben, wie sein Vater und sein älterer 
Bruder von der Polizei verhaftet wurden. Sie 
wurden 14 Tage in einer Polizeistation fest- 
gehalten, geschlagen und mit Elek- 
troschocks gefoltert. Sein Bruder ist auf- 
srund der Folter erkrankt. Als 1992 ihr Dorf 
vom türkischen Militär beschossen worden 
war, floh die Familie nach Deutschland. Ob- 
wohl das Bundesamt für die Anerkennung 
Ausländischer Flüchtlinge die Berichte über 
die in der Haft erlittenen Mißhandlungen 
als glaubwürdig einstufte, wurde der Asyl- 
antrag abgelehnt. „Fine unmenschliche Be- 
handlung wie die Folter als solche ist nach 
Wortlaut und Sinn des Grundrechts nicht 

asylerheblich. ... da Mißhandlung in Poli- 
zeigewahrsam zur Gewinnung von Ge- 
ständnissen allgemein verbreitet ist“, hieß 
es in der Begründung. 

Mustafa 'layfun selbst ist aufgrund einer 
Polio-Erkrankung körperbehindert und auf 
fremde Hilfe sowie intensive medizinische 
bzw. heilsymnastische Betreuung angewie- 
sen. Da dies in der Türkei nicht Bewährlei- 
stet ist, würde die Abschiebung Für ihn ei- 
nen lod auf Raten bedeuten. In der Türkei 
bliebe dem jungen Türken nur, zu betteln. 
Hassan Ay und Mustafa 'layfun müssen bei 
einer Abschiebung in die Türkei mit weite- 
rer Verfolgung, Haft und sogar Folter rech- 
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nen. Hassan Ay droht wegen seiner Kriegs- 
dienstverweigerung ein ähnliches Schicksal 
wie Adul Menaf Düzenli. Der Kurde wurde 
nach seiner Verhaftung im Gemeindehaus 
der evangelischen Kirchengemeinde Mut- 
terstadt in die Türkei abgeschoben und an 
die Militärpolizei überstellt. Der Familien- 
vater sitzt seitdem in Izmir in einem Mi- 
litärgefängnis und wurde nachweislich 
schwer mißhandelt. 

Netzwerk Kein Mensch ist illegal 


Die Verfahren gegen mutmaßliche Re- 
dakteurInnen der göttinger Drucksache 

Wie man Verdächtigungen als Eirkennt- 
nisse verkauft 

Nach dem Strafverfahren wegen „öffent- 
licher Aufforderung zu Straftaten“ ($Ill 
StGB) wurde inzwischen auch das Ord- 
nungswidrigkeitsverfahren wegen ‚Verstoß 
gegen das nds. Pressegesetz“ gegen acht 
Menschen eingestellt, die beschuldigt wur- 
den, an der redaktionellen Herstellung der 
söttinger Drucksache beteiligt zu sein. (Wir 
berichteten) 


göttingerDrucksache 


Verfahren eingestellt, 
aber ... 


Am 23. Dezember des letzten Jahres flat- 
terte uns - den fünf von der Razzia im April 
1997 Betroffenen und den drei ehemaligen 
Vereinsvorstandsvorsitzenden des ‚Vereins 
zur Förderung alternativer Medien e.V.“ - 
ein Schrieb des Amtsgerichts Göttingen ins 
Haus. Diesem konnten wir entnehmen, dab 
wir „in der Bußgeldsache wegen einer Ord- 
nungswidrigkeit zu dem Hauptverhand- 
lungstermin am 28.1.1999 nicht zu erschei- 
nen“ brauchen, denn: „Der Termin ist auf- 
gehoben worden.“ Scheinbar hat Richter 
Scherrer gemerkt, was HH Heimgärtner als 
federführendem Oberstaatsanwalt und 
Bernd Kracks als verstorbenem Richter ent- 
sangen war. Das Verfahren gegen uns als 
mutmaßlich „für die redaktionelle Herstel- 
lung der ‚Göttinger Drucksache’ verant- 
wortlichen Personen“ wegen angeblichen 
Verstoßes gegen das niedersächsische Pres- 
segesetz war nämlich seit langem, um ge- 
nau zu sein spätestens seit dem 23.1.1991, 
verjährt. Damit geht für uns das zweite Ver- 
fahren zu Ende, das schon lange hätte be- 
endet werden müssen. Obwohl wir mit der 
Einstellung dieser Farce eine gewisse Er- 
leichterung eingestehen müssen, sind wir 
nicht zufrieden - ganz im Gegenteil! 
Nachdem das erste Verfahren wegen „des 
Verdachts der öffentlichen Aufforderung zu 
Straftaten“ gegen uns alleaus Mangel an Be- 
weisen im Oktober 1997 eingestellt worden 
war, wird uns auch jetzt die Möglichkeit ge- 
nommen, vom Verdacht freigesprochen zu 
werden, wir seien für die göttinger Druck- 
sache haftbar bzw. an deren redaktioneller 
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Herstellung beteiligt. Hieß es im ersten Ver- 
fahren noch, es „mußte nun davon ausge- 
gangen werden, daß sich hier |bei ‚Arbeit 
und Leben’] die ‚Redaktionsmitglieder’ der 
‚göttinger Drucksache’ versammelt hatten“, 
stellte sich der Sachverhalt im zweigen Ver- 
fahren schon anders dar. Hier hieß es nun 
schon: „Im Zuge eines von der Staatsan- 
waltschaft Göttingen eingeleiteten Ermitt- 
lungsverfahrens sind die Namen der für die 
redaktionelle Herstellung der ‚Göttinger 
Drucksache’ verantwortlichen Personen 
festgestellt worden.“ 

Was daraus abgeleitet werden kann, wur- 
de im August letzten Jahres deutlich, als ei- 
nem von uns u.a. wegen des Verdachts, er 
sei Redakteur der göttinger Drucksache, 
Zimmer und Arbeitsplatz von LKA und 
BGH umgekrempelt wurden. Angeblich 
sollte er Mitglied einer terroristischen Ver- 
einigung nach $ 129a sein. Die Akten die- 
ses Eirmittlungsverfahrens sind bis heute 
nicht geschlossen worden. 

Da wir in beiden Verfahren nicht freige- 
sprochen wurden, sondern lediglich ihre 
Kinstellung erleben konnten, befürchten 
wir nach der Eskalierung durch das $129a- 
Verfahren, daß unsere Namen bei jedem 
weiteren Ermittlungsverfahren automa- 
tisch in den Akten mitlaufen werden. Das 
bedeutet auch, daß wir annehmen müssen, 
daß sie sich bei erneuten Kriminalisie- 
rungsversuchen gegen die göDru immer 
wieder an uns schadlos halten werden. Zwar 
ist die Annahme unrealistisch, mit einem 
Freispruch nicht mehr als potentiell Ver- 
dächtige in irgendwelchen Akten geführt zu 
werden. kormaljuristisch jedoch ; macht es 
durchaus einen Unterschied, sich auf Frei- 
sprüche berufen zu können. Dieses würde 
zumindest im juristischen Sinne bedeuten, 
die Behauptung, wir seien an der redaktio- 
nellen Herstellung der göttinger Drucksa- 
che beteiligt, zukünftig durch die Frei- 
sprüche widerlegen zu können. Schließlich 
hat sich - nicht nur in unserem Verfahren - 
gezeigt, wie häufig der herrschende Justiz- 
apparat bloße Verdachtsmomente als 'Iat- 
sachen verkauft. Wir rechnen nicht damit, 
daß sich diese Methode in nächster Zeit än- 
dern wird. Zwar mußte HH Heimgärtner in 
letzter Zeit diverse Schlappen einstecken, 
doch gerade er hat schon immer einen lan- 
gen Atem gezeigt, wenn es darum geht, Lin- 
ke juristisch belangen zu wollen. Auch Frey, 
inzwischen zum Kriminaloberkommissar 
(KOK) aufgestiegen, hatwiederholt gezeigt, 
wie manisch er gegen Linke vorgeht. Und 
die bei der Untersuchung von „Arbeit und 
Leben“ anwesenden KK Röttcher und 
Günther haben im Zusammenhang, mit 
dem Mackenrode-Prozeß ja zur Genüge ge- 
zeigt, wie sie arbeiten. 

Festzuhalten bleibt, daß für die ermit- 
telnden Behörden unerheblich ist, welche 
lirfolgschancen ihre Verfahren wirklich ha- 
ben und welcher Art diese sind. Für sie 
zählen vor allem Ermittlungserkenntnisse 
und die von ihnen geschaffenen „Fakten“ 
und das gilt nicht nur für $129a-Verfahren 
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mit ihren Sonderbefugnissen, wie es sich aus 


der Geschichte unserer Verfahren herausle- 


sen läßt. Nein wirklich: we are not amused! 
Trotzdem möchten wir denjenigen danken, 
die sich mit Solidaritätsarbeit, Finanzbe- 
schaffung u.ä. abmühen mußten oder uns 
ihre Solidarität in allen möglichen Formen 
gezeigt haben. 

Die acht Betroffenen 
aus: göttinger Drucksache Nr. 326, gekürzt 


Wg. Bad Kleinen 
Berufungs- 


verhandlung gegen 


Angehörigen Info 


Die presserechtlich verantwortliche Redak- 
teurin des Angehörigen Info, Christiane 
Schneider, war vor fast schon zwei Jahren in 
erster Instanz verurteilt worden: Nach Auf- 
fassung der Amtsrichterin stellte der Ab- 
druck eines Flugblattes, in dem zum ‘Iod 
von Wolfgang Grams Stellung genommen 
und der Tod als Hinrichtung bzw. Mord ge- 
kennzeichnet wurde, Staatsverleumdung 
dar. Unbeeindruckt von allen "Tatsachen 
hatte die Richterin behauptet, es gäbe nicht 
den geringsten Hinweis (!) darauf, dab 
Wolfgang Grams durch Dritte zu 'lode ge- 
kommen sei. Immerhin hat das Bonner 
Landgericht, das kürzlich die "Todesum- 
stände noch einmal untersucht, den 'latort 
besichtigt und Zeugen vernommen hatte 
(wir berichteten), die Auffassung vertreten, 
die Todesumstände von Wolfgang Grams 
seien ungeklärt. 

Aufgrund der von uns eingelegten Beru- 
fung findet nun vor der Kleinen Strafkam- 
mer 6 des Landgerichts Hamburg erneut ei- 
ne Verhandlung statt. 


Donnerstag, 11.2.1999, 14.00 Uhr 
Landgericht Hamburg, Kapstadtring 1, 
22297 Hamburg, Sitzungsraum 1012 


OOOO 


. Untersuchungskommission zum i 
; von Ulrike Meinhof. Seitdem sind mehr : 
. als zwanzig Jahre vergangen. Und seit- ; 
; dem ist das Knastregime eines der Re- { 
: pression gewesen, wurde eine Untersu- 
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Aus einem Interview mit 


dem nordirischen 
Schriftsteller John McGuffin 


| McGuffin war Mitglied der Internationa- 
. len Untersuchungskommission zum Tod 


von Ulrike Meinhof. 


‚ Sie kennen die Situation der politischen | 
€ Gefangenen in bundesrepublikanischen | 
| Knästen seit den 70er Jahren. In Deutsch- ; 
. land wurde der bewaffnete Kampf für be- | 
endet erklärt, die bewaffnet kämpfenden ; 
Organisationen haben sich aufgelöst, | 
. dennoch werden die letzten Gefangenen . 
. nicht freigelassen. ; 


‚ Es ist ein Skandal, daß die Gefangenen | 
. aus dem Widerstand hier in Deutsch- | 
‚ land noch immer einsitzen müssen, zu- $ 
- mal unter einer sozialdemokratisch do- ; 
; minierten 
. Schröder Kanzler wurde, bot sich ihm } 
‚ die Gelegenheit, eine Amnestie für die ; 
‚ politischen Gefangenen zu erlassen, von . 
‚ denen einige schon sehr viele Jahre im . 
. Knast sitzen und krank geworden sind. ; 
‚ Schröder gibt sich als großer Bewunde- | 
. rer von lony Blair aus. Selbst Blair hat : 
‚ begriffen, daß es für den Fortgang des ; 
‚ Friedensprozesses unabdingbar ist, daß 

die Gefangenen freigelassen werden. 

: Und das passiert ja auch. Alle irisch-re- _ 
; publikansichen Gefangenen werden 
; vermutlich spätestens im Sommer 1999 : 
‚ auf freiem Fuß sein. Der britischen Re- ; 
| gierung war klar, daß es kein Abkommen | 
‚ ohne die Freilassung der Gefangenen ; 
: geben würde. Da liegt der U nterschied : 
, zu Deutschland, wo es ein paar wenige ; 
, Aktivisten gibt, die mit den politischen ; 
: Gefangenen solidarisch sind, aber keine | 
; umfassende Kampagne für deren Frei- | 
. lassung. Die wird nicht einmal aus An- į 
; stand oder als Gnadenakt gefordert. 


Regierung. Als Gerhard ; 


Ich war Mitglied der Internationalen . 
Tod : 


chung der (Todesfälle) verhindert. Es ; 


; gilt ja immer noch als krimineller Akt, 
; im Zusammenhang mit den Stamm- | 
 heimer Ereignissen von irgend etwas an- | 
: derem als Selbstmord zu sprechen. | 
; Schröder und die meisten seiner Mini- 
- ster gehören einer anderen Generation ; 
. an. Sie könnten sich aus dem Schuld- ; 
. zusammenhang früherer Regierungen ; 
. lösen. Sie müßten nur Rückgrat bewei- _ 
. sen. Aber es sieht nicht danach aus, als : 
wollten sie das. Die Gefangenen sollen ; 
. im Knast bleiben, pour décourager les ; 


Aus: junge Welt, 16./17.1. : 
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Hamburg 


DHKP-C-Prozeb ist nur der Anfang 
einer großen Repressionswelle 


Seit dem 26.5.1998 läuft vor dem Oberlan- 
desgericht in Hamburg ein Prozeß gegen drei 
mutmaßliche Mitglieder der DHKP-C (Revo- 
lutionäre VolksBefreiungsPartei-Hront, revolu- 
tionäre Organisation aus der Türkei). Vorder- 
gründig geht es in diesem Verfahren um zwei 
bewaffnete Auseinandersetzungen in Frank- 
furt/Main und Hamburg, Zwei der Angeklag- 
te (Erdogan C. und Ali E.) werden aufgrund 
dieser Auseinandersetzungen der Körperver- 
letzung und des unerlaubten Waffenbesitzes 
beschuldigt. Fin dritter (Serefettin G.) soll 
den Befehl für die Aktion gegeben haben. 

Ziel der Anklagevertretung ist es, auf dem 
Fundament der bewaffneten Auseinander- 
setzungen die Existenz einer terroristischen 
Vereinigung nachzuweisen. Im zweiten 
Schritt sollen dann die Angeklagten als Mit- 
glieder dieser terroristischen Vereinigung 
nach dem Staatsschutzparagraphen 129a 
StGB verurteilt werden. Politischer Hinter- 
grund des Verfahrens ist der Versuch, eine aus- 
ländische Betreiungsbewegung in der BRD als 
terroristische Vereinigung zu kriminalisieren 
und dadurch die Aktivitäten dieser Organisa- 
tion zu stoppen. 

In einer Entscheidung des BGH vom He- 
bruar letzten Jahres war festgestellt worden, 
dab die bisherigen Praxis der Iixekutivorgane, 
die DHKP-C juristisch als Nachfolgerin der 
1983 verbotenen Devrimci Sol (Revolutionä- 
re Linke) zu behandeln, rechtlich unzulässig 
ist. Im August 1998 wurde diese Entschei- 
dung durch einen Verbotsbeschluß vom che- 
maligen Innenminister Kanther in Abstim- 
mung mit den Ministerien der Länder „korri- 
siert“. Nach der Aussage Kanthers ist der Ver- 
botsbeschluß „die Reaktion auf die durch den 
Beschluß des Bundesgerichtshofes entstan- 
dene Rechtslage“. Dem immer noch beste- 
henden Beschluß des Bundesinnenministeri- 
ums zufolge ist die DHKP-C eben doch die 
juristische Nachfolgerin der Devrimci Sol, 
egal was die Gerichte sagen ... 

Die Willkür der staatlichen Organe ge- 
genüber einer in der Türkei agierenden revo- 
lutionären Organisation, die in Europa ver- 
sucht, die hier lebenden Menschen über die 
undemokratischen und menschenverachten- 
den Methoden des türkischen Regimes zu in- 
formieren, wird auch in dem zur Zeit noch 
laufenden Verfahren weitergeführt. In einer 
Erklärung wandte sich der Angeklagte Seref- 
fetin G. gegen den Versuch, die DHKP-C als 
konspirative kriminelle oder gar terroristische 
Organisation darzustellen. Er erklärte, daß die 
DHKP-C keineswegs konspirativ, sondern of- 
fen agiere. Ihre Aufgabe in Europa sei es, die 


Öffentlichkeit für die Realität und den Kampf 
in der Türkei zu sensibilisieren. Im Prozeß sei 
aber weder von den legalen und legitimen Ak- 
tivitäten der Organisation die Rede, da mit al- 
len Mitteln versucht werde, das Bild einer 
„terroristischen Vereinigung“ zu vermitteln. 
So werden Zeugen der Verteidigung, die sich 
nicht ausreichend aussagewillig zeigen, sofort 
mit Strafandrohung, die bis zu sechsmonati- 
ger Beugehaft reichen, eingeschüchtert. So 
bekam einer dieser Zeugen (Besitzer eines 
Cafés in Hamburg) nach seiner Aussage vor 
Gericht gleich zweimal Besuch von der Ham- 
burger Polizei, die sowohl seine Wohnung als 
auch sein Cafe durchsuchten. Ein weiterer 
Zeuge der Verteidigung wurde aus der lau- 
fenden Verhandlung heraus verhaftet. 
Während einer der letzten Prozeßtage ver- 
stieg sich die Staatsanwaltschaft zu der Be- 
hauptung, alle Zuschauer, die bisher leider 
größtenteils aus türkisch ausschenden Men- 
schen bestehen, seien Mitglieder der Organi- 
sation. Daraufhin haben die Gefangenen ge- 
gen das Gericht, das keine Anstalten machte 
einzuschreiten, protestiert und einen Boykott 
des weiteren Verfahrens angekündigt. Das 
Gericht reagierte darauf mit dem Ausschluß 
der Angeklagten. Erst seit der letzen Sitzung 
sind die Angeklagten wieder zum Prozeß zu- 
gelassen. 

Während des nächsten Prozeßtermins am 
20. Januar soll der Kronzeuge Hüseyin L. ver- 
nommen werden, von dem sich die Staatsan- 
waltschaft neue Beweise dafür erhofft, die 
DHKP-C als „terroristisch“ einstufen zu kön- 
nen. 

lin weiteres Verfahren in diesem Zusam- 
menhang wird voraussichtlich am 8. Februar 
vor demselben Gericht beginnen. Ilhan Yel- 
kovan sollte anfangs wegen zweifachen Mor- 
des angeklagt werden. Da die Staatsanwalt- 
schaft aber zugeben mußte, dab die Beweis- 
lage sich äußerst dürftig darstellt, soll Ihan Y. 
zusätzlich wegen Mitgliedschaft in einer ter- 
roristischen Vereinigung (\ 129a StGB) ange- 
klagt werden. Der Bundesanwalt Kalf hat den 
Anwälten mittlerweile mitgeteilt, daß nach 
Beendigung des Prozesses gegen Erdogan C., 
Ali F. und Serefettin G. mit 30 weiteren Haft- 
befehlen gegen mutmaßliche Mitglieder der 
DHKP-C zu rechnen ist. 

Ziel dieser gerade erst begonnenen Repres- 
sionswelle ist es, die Stimme der größten re- 
volutionären Kraft, die in der gesamten Tür- 
kei aktiv ist, in der BRD zum Schweigen zu 
bringen. Weder Informationen über die Ver- 
brechen des faschistischen türkischen Regi- 
mes noch die Hoffnung auf einen siegreichen 


Kampf für eine vom Imperialismus unabhän- 
gige, demokratische Türkei sollen unter den 
türkischen und kurdischen Menschen in der 
BRD diskutiert werden können. So wie bei 
den Verboten der PKK und ERNK liegt es im 
Interesse der Herrschenden in der BRD, das 
Regime in der Türkei zu schützen. Nicht zu- 
letzt um mit den Waffenbrüdern am Bos- 
porus ungestört Geschäfte machen zu kön- 
nen. Außerdem muß die Türkei im Sinne der 
Nato-Interventionisten geschützt werden, 
um nicht einen der wichtigsten Stützpunkte 
im Nahen Osten zu verlieren. 

Hiermit fordern wir Menschenrechtlerin- 
nen, InternationalistInnen, Rechtsanwälte 
und Anwältinnen und JournalistInnen dazu 
auf, den Prozeß zu besuchen bzw. zu verfol- 
gen, um darüber zu berichten, mit welchen 
Methoden in der BRD ausländische Opposi- 
tionelle verfolgt und kriminalisiert werden, 
deren Ziel es ist, das faschistische Regime in 
ihrem Herkunftsland zu überwinden. 

Carsten Ondreka 
für die Prozefigruppen zum DHKP-C-Prozeß 
Die nächsten Termine: 26. Und 27. Januar, 
OLG Hamburg, 9.30 Uhr 
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Innenministerium Stuttsart macht auch vor Toten nicht halt 


Barzan Öztürk (Murat) ist gestorben 


Am 4. Januar starb der kurdische Sänger Bar- 
zan Özturk (Murat) im Bundeswehrkranken- 
haus Koblenz an den Folgen schwerer Ver- 
brennungen. Er hatte sich am 1.11.98 in der 
JVA Stuttgart-Stammheim angezündet und 
war mit 80% Verbrennungen ins Bundes- 
wehrkrankenhaus Koblenz eingeliefert wor- 


den. 


Am 6. Januar kamen "lausende Kurdinnen 
und Kurden nach Stuttgart vor die JVA 

Stammheim, um Barzan Öztürk die letzte 
Ehre zu erweisen und sich zu verabschie- 
den. „Dies ist der Ort, an dem sich Murat 
verbrannt hat. Deshalb sind wir heute hier, 
um uns von ihm zu verabschieden“, sagte 
Mehmed Taskala vom kurdischen Exilpar- 
lament. Die Veranstaltung vor dem Ge- 
fängnis war genehmigt worden. Aber das ba- 
den-württembergische Innenministerium 
ließ die Überführung Barzan Öztürks von 
Koblenz nach Stuttgart an der Landesgren- 
ze bei Hockenheim auf der A-61 mit einem 
Polizeiaufgebot stoppen. In der Nacht zu- 
vor hatten das Innenministerium und das 
Stuttgarter Ordnungsamt die Aufstellung 
des Sarges in Stuttgart verboten. Verhand- 
lungen verschiedener Bundesländer und 
von PDS-Bundestagsabgeordneten mit 
dem baden-württembergischen Innenmini- 
sterium und auch Interventionen des Stutt- 
garter Polizeipräsidenten bei dem Stuttgar- 
ter Oberbürgermeister Schuster führten zu 


keinem Erfolg. Der Oberbürgermeister be- 
kräftigte, daß Barzan Oztürk nicht nach 
Stuttgart gebracht werden dürfte, das In- 
nenministerium blieb bei seiner politischen 
Entscheidung. Schließlich genehmigte die 
hessische Landesregierung, daß anf dem 
Frankfurter F lughafen in der letzten Ecke 
beim Cargotor 31 eine Gedenkfeier statt- 
finden könne. Daraufhin wurde nach fünf 
Stunden Wartens die zur Protestkundge- 
bung gewordene Gedenkveranstaltung in 
Stuttgart abgebrochen. Fastallein Stuttgart 
anwesenden. Kurdinnen und Kurden und 
viele Tausend mehr aus dem Raum Frank- 
furt versammelten sich dann gegen Abend 
auf dem Frankfurter Flughafen, zogen in ei- 
ner endlosen Reihe an m Sarg von Barzan 
Öztürk vorbei, erwiesen ihm die letzte Eh- 
re und legten Blumen und Kränze nieder. 
Barzan Öztüirk war am 21. August 1998 in 
Kleve an der holländischen Grenze mit 
ungültigen Papieren festgenommen und 
anschließend in der JVA Stammheim in- 
haftiert worden. Am 24. Oktober letzten 
Jahres wurde ihm in Stuttgart der Prozeß ge- 
macht. Er erhielt eine achtmonatige Strafe, 
die auf Bewährung ausgesetzt wurde. An- 
statt als freier Mann den Gerichtssaal ver- 
lassen zu können, wurde er wegen „fehlen- 
der Aufenth altsberechtigung“ sofort in Ab- 
schiebehaft genommen. Sein erster Asylan- 
trag war in Freiburg abgelehnt worden. Kin 
Asylnachtolgeantrag, den er sofort nach sei- 


ner Festnahme gestellt hatte, war bisher gar 
nicht behandelt worden. Fin neuer Asyl- 
nachfolgeantrag wurde nach der Verurtei- 
lung gestellt. Die Caritas Stuttgart ver- 
suchte mit einem Petitionsantrag, die dro- 
hende Abschiebung zu verhindern. 

Barzan Öztürk stammt aus derkurdischen 
Stadt Agri. Seine Familie wird von der tür- 
kischen Polizei und Justiz gnadenlos ver- 
folgt. Viele seiner Angehörigen sind im kur- 
dischen Befreiungskampf aktiv, mindestens 
15 von ihnen sind bisher in diesem Kampf 
sefallen, darunter auch sein Vater und meh- 
rere Geschwister. Barzan Öztürkhattein der 
Türkei schon ein Jahr im Gefängnis geses- 
sen, war dann aktiv am Befreiungskampfbe- 
teiligt und nach einer Verletzung nach Eu- 
ropa g i gekommen. 

Barzan Öztürk legte seine Beweggründe 
für die Selbstve erbrennung in einem Brief 
dar. Daraus geht hervor, daß er sich aus Pro- 
test gegen die Unterdrückung des kurdi- 
schen V olkes und den schmutzigen Krieg in 
der Türkei, aus Protest gegen das versuchte 
Attentat auf den PKK-Vorsitzenden Abdul- 
lah Ocalan am 9.10.98 sowie aus Solidarität 
mit den Selbstverbrennungsaktionen vieler 
PKK-Kriegsgefangener in türkischen Ge- 
fängnissen anzündete. Er gehört zu den 23 
Opfern der Selbstverbrennungen der letz- 
ten 3 Monate. 

Fin Kurde, der aus einer Familie stammt, 
die den türkischen Behörden wegen ihrer 


Schikanen gegen kurdische 
Trauerfeier in Stammheim 


(...) Die Bilder von der Versammlung am 6. 
Januar vor dem Stammheimer Gefängnis 
sprechen eine deutliche Sprache: eine große 
kurdische "Irauergemeinde wollte ihrem 
Genossen Barzan Oztürk die letzte Ehre er- 
weisen. (...) 

Die Trauerfeier war ganz im Sinne Barzan 
Öztürks und seiner Familie organisiert: 

Die Beteiligung deutscher Behörden an 
seinem Schicksal sollte deutlich werden, 
und der Ort war auch so gewählt: Das Ge- 
fängnis Stammheim - dieses Symbol für 
Unmenschlichkeit - sollte der Ort sein, an 
dem Barzan Oztürk verabschiedet werden 
sollte. Genau darum ging es, und nicht um 
irgendeine Bestattungsverordnung oder 
sonst eine schwachsinnige Begründung, wie 
sie in der Presse von manchem Amtsschim- 
mel zitiert wurde. In Stammheim sollte ei- 
ne politische Trauerfeier stattfinden, weil 
der Verstorbene eben auch ein politischer 
Mensch war, und das war unerwünscht sei- 
tens des baden-württembergischen Innen- 


Beteiligung am kurdischen Befreiungs- 
kampf bekannt ist, muß im Falle einer Ab- 
schiebung mit Folter, Ermordung oder ‚Ver- 
schwindenlassen“ rechnen. Der Tod von 
Barzan Oztürk zeigt die Unmenschlichkeit 
deutscher Behörden gegenüber kurdischen 
Flüchtlingen und die Ignoranz gegenüber 
dem Schicksal des kurdischen Volkes. Die 
Verhinderung eines würdevollen Anden- 
kens (wenn man davon vor einer Justizvoll- 
zugsanstalt überhaupt reden kann) durch 
die baden-württembeigischen Behörden ist 
cine weitere Verschärfung der Verfolgung 
kurdischer Organisationen und Emanzipa- 
tionsbestrebungen in der Bundesrepublik. 
Selbst vor Toten und dem Schmerz von An- 
gehörigen und Freunden wird nicht zurück- 
geschreckt. Diese Praxis erinnert fatal an die 
von türkischer Polizei und Militär, die alles 
daran setzen, daß die Opfer ihrer Folter, die 
Ermordeten und auch die gefallenen Gue- 
rillakämpfer nicht von Familien und Freun- 
den beigesetzt werden können. Sie beschla- 
gnahmen wenn möglich die Toten und ver- 
scharren sie an unbekannten Orten. 

Barzan Oztürk ist am 8. Januar in die Tür- 
kei überführt worden, eine Delegation be- 
gleitete den Sarg. Am 9. Januar soll seine 
Beisetzung in Agri stattfinden, wo Zehn- 
tausende erwartet werden. Das türkische 
Militär hat 10.000 Soldaten zusammenge- 
zogen. (rub) 


ministeriums und des Oberbürgermeisters. 

So wie es dann ausgegangen ist, münde- 
te cs eigentlich in eine völlige Verhöhnung 
der Irauergemeinde: Hätte man die Kund- 
gebung von vornherein nicht genehmigt, 
hätten wenigstens alle gewußt, woran sie 
sind. Mit der behördlichen Genehmigung 
aber erweckte man den Eindruck, als ob al- 
les klar sei, und die kurdische Bewegung be- 


Beisetzung im 
Ausnahmezustand 


Die türkische Armee erwies dem kurdischen Sänger Barzan Öztürk 
die letzte Ehre — auf ihre Weise 


Am 1. November letzten Jahres wollte der 
kurdische Sänger Barzan Öztürk im Gefäng- 
nis in Stuttgart-Stammheim mit einer 
Selbstverbrennung die Forderung Abdullah 
Ocalans nach politischem Asyl in Rom un- 
terstützen. Dabei erlitt er schwere Verlet- 
zungen, denen er am 4. Januar erlag. Um die 
Beisetzung seiner Leiche in seinem kurdi- 
schen Heimatdorf zu gewährleisten, wurde 
sein Sarg von einer Delegation des Kölner 
Kurdistan informationszentrums (KIZ) be- 
gleitet. „Daß das notwendig war, wurde gleich 
nach der Landung auf dem Istanbuler Flug- 
hafen klar. Wir wurden von einem riesigen 
Polizeiaufgebot i Empfang genommen“, be- 
richtet Delegationsmitglied Hamide Scheer. 
„amilienmitglieder und Freunde waren ge- 
kommen, um den Sarg in Empfang zu neh- 
men. Noch bevor das Flugzeug gelandet war, 
wurden 17 Personen auf dem Flughafen- 
gelände verhaftet. Nachdem wir angekom- 
men waren, drohten die Militärs den warten- 
den Familienangehörigen, dem Leichnam in 
den Kopf zu schießen, wenn sie das Gebäu- 
de nicht verlassen.“ 

Die Delegation reiste weiter nach Van, wo 
sie von der Gendarmerie bereits erwartet wur- 
de. „In einem Autokonvoi von Verwandten 
und Bekannten sollte der Tote in sein Hei- 
matdorf, knapp 200 Kilometer von Van ent- 
fernt, begleitet werden. Unsere Delegation 


reitete sich entsprechend vor. Die Fotos ge- 
ben die Stimmung nur unvollkommen wie- 
der, die herrschte: Würde, Trauer, die Ent- 
schlossenheit auszuharren, bis der Sarg an- 
kommen würde. Wut kam langsam auf, als 
sich herauszustellen begann, daß die Trau- 
ergemeinde genarrt worden war. So mußte 
sie die Entscheidung der Behörden verste- 
hen, den Sarg mit den sterblichen Überre- 
sten an der Grenze Baden-Württembergs 
auf einem Autobahnparkplatz festzuhalten 
und die Weiterfahrt zu unterbinden. Diese 
Entscheidung war erst wenige Stunden vor 
Beginn der "Irauerfeier getroffen worden 
und der’lrauergemeinde zunächst gar nicht 
bekannt. Es ist wohl so, daß Polizeipräsident 
Haas, der vor Ort war, gespürt hat, was in 
der'lrauergemeinde vor sich ging. Man muß 
ihm nicht gleich unterstellen, daß er ein 
Freund des kurdischen Volkes sei, nur weil 
er für Toleranz und Respekt gegenüber der 
Irauergemeinde plädierte. Wahr ist aber 
wohl auch, daß er nicht zu den Kleingeistern 
und Apparatschiks gehört, die schließlich 
die Entscheidung durchboxten, die zum 
Abbruch der Trauerfeier führte. 


teilte sich auf zwei Kleinbusse auf. Mit dem 
ersten wurde der Sarg transportiert. Gleich 
nachdem wir Van verlassen hatten, kam die 
erste Militärkontrolle. Nur die beiden Wa- 
gen, in denen die Delegationsmitglieder 
saben, wurden durchgelassen, die anderen 
wurden zurückgeschickt. Insgesamt wurden 
an dieser Sperre an diesem und dem folgen- 
den lag 427 Personen verhaftet, die zu dem 
Begräbnis Barzan Oztürks wollten.“ 

„Auf dem Weg kamen noch mehrere Kon- 
trollen“, so Hamide Scheer, „aber was dann 
im Dorf passierte, hätten wir trotzdem nicht 
erwartet. Aufder mehrere hundert Meterlan- 
gen Zufahrtsstraße zum Dorf bildete das Mi- 
litär ein Spalier. Soldat an Soldat. Überall 
standen Panzer.“ Obwohl die Militärs sie dar- 
an zu hindern versuchten, gelang es den Ver- 
wandten, den Sarg ins Haus zu tragen. In der 
Angst, daß die türkische Polizei ihr auch noch 
den toten Sohn wegnehmen, drängte die 
Mutter von Barzan Oztürk auf eine schnelle 
Beerdigung, 

Seine Familie sei dem türkischen Staat 
schon lange ein Dorn im Auge, so der Bruder 
des Verstorbenen, Azad Oztürk. „Es ist be- 
kannt, daß sich unsere Vorfahren seit 200 Jah- 
ren am kurdischen Widerstand beteiligen. So 
auch 1930 bei dem Aufstand in Agri. Damals 
wurden mehrere Familienmitglieder aufge- 


hängt. Unsere Großeltern und Eltern haben + ® 


Wichtig ist dabei, daß diese Entschei- 
dung - bei allen fadenscheinigen Begrün- 
dungen - eine politische Entscheidung war: 
Politische 'Trauerfeiern sind durchaus üb- 
lich auch in Deutschland. Und was die so- 
genannte „Öffentliche Zur-Schau-Stellung“ 
eines Sarges betrifft: da sollte sich das In- 
nenministerium des Landes Baden-Würt- 
temberg doch bitte erinnern an das Event, 
das vor einigen Jahren inszeniert wurde, als 
die sterblichen Überreste des „Alten Fritz“, 
des preußischen Königs, von Hechingen 
nach Berlin überführt wurden. Alle paar Sta- 
tionen gab es damals eine leier mit einer 
Feuerwehrkapelle oder einem 'Irachtenver- 
ein - und zwar „im Beisein“ des Sarges. 

Aber selbst diese Erinnerung des Mitar- 
beiters des PDS-MdB Winfried Wolf an den 
zuständigen Mitarbeiter des Innenmini- 
sters während der telefonischen Verhand- 
lungen am Sonntagnachmittag fruchtete 
nichts: Die harte Linie wurde durchgezo- 
gen. Eine politisch unerwünschte Trauer- 
feier darf nicht sein. 


Aus: Lokalberichte Stuttgart, gekürzt 
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den Widerstand weitergeführt. Und als 1984 
die Guerilla gegründet wurde, haben sich 
gleich einige Angehörige angeschlossen. Des- 
wegen gibt es verstärkte Repressionen gegen 
uns. 14 Familienmitglieder sind im Kampf 
gefallen und 15 Angehörige zum Teil seit 
mehreren Jahren inhaftiert. Vier Onkel von 
mir mußten wegen der Verfolgung ins Exil ge- 
hen und sind dort vor Gram gestorben. Was 
heute hier passiert, ist psychologische Krieg- 
führung.“ 

Er selbst habe seinen Bruder seit fünf Jah- 
ren nicht gesehen, erzählt Azad Öztürk. „Und 
während unter der Aufsicht und dem Kom- 
mando des Militärs die Beerdigung stattfand, 
saß ich in dem Kleinbus an der Militärsperre 
hundert Kilometer entfernt. Ich habe den 
Kommandanten gebeten, uns durchzulas- 
sen, da wir auf dem Weg zu einer Beerdigung 
seien. Er hat mich gefragt: ‚Seid ihr Ver- 
wandte von dem 'lerroristen?” Ich habe ihm 
geantwortet: ‚Ja, ich bin der Bruder.’ Da hat 
er gesagt: ‚Dann sei ganz still, sonst erschieße 
ich dich auch noch.’ So konnte ich mich nicht 
cinmal von meinem toten Bruder verab- 
schieden.“ . 

Barzans Mutter Cemile Oztürk hatte ihren 
Sohn sechs Jahre nicht gesehen. „Ich weiß 
überhaupt nicht, was ich sagen soll. Wir ha- 
ben hier schon einige Militäreinsätze erlebt. 
Bei Hochzeiten, zum Beispiel, ist es wieder- 
holt v orgekommen, daß Soldaten kamen und 
die Gäste beschimpften, Betten rausschmis- 
sen und drohten, alle zu erschießen. Aber das 
heute war das Orausamste, was sie uns antun 
konnten. Die Soldaten sind in unser Haus ge- 
stürmt und haben schier getanzt vor Freude 
darüber, daß man Sohn gefallen ist. Sie ha- 
ben über die Toten unserer Familie schlecht 
geredet, die Frauen beleidigt und ihnen an- 
gedroht, sie alle vollständig auszuziehen und 
zu vergewaltigen.“ 

Ehe das Auto mit dem Sarg und den aus- 
ländischen Gästen bei der Familie eintraf, 
hatten die Militärs große Kanister mit Ben- 
zin in die Mitte des Dorfes gestellt und ge- 
droht, alles zu verbrennen. ‚Anscheinend ha- 
ben sie vor einem toten Guerilla mehr Angst 
als vor einem lebenden“, mutmaßt Hamide 
Scheer. „Mit diesem Militäraufgebot wollte 
da Regime Stärke präsentieren. Aber für mich 
ist das cher ein Zeichen von Schwäche. Da- 
mit haben sie doch nur ihre Angst gezeigt.“ 

Birgit Gärtner 


Büros des Kurdischen Roten Halbmondes 
„wegen PKK-Hilfe“ durchsucht 


Verdacht „völlig aus 
der Luft gegriffen” 


Die Büros des Kurdischen Roten Halbmon- 
des (Heyva Sor a Kurdistane) in Hamburg, 
Berlin, Düsseldorf und Kasbach sind am 
Dienstag laut Beschluß des Kreisgerichtes 
Koblenz wegen des Antangsverdachtes ei- 
nes Vergehens gegen das Vereinsgesctz 
durchsucht worden. 

Heyva Sor versteht sich als humanitäre 
Organisation, und als solche orientiert sie 
sich am Völkerrecht und den Statuten des 
Internationalen Roten Kreuzes. Die Richter 
in Koblenz ermitteln wegen des Verdachtes, 
daß Spendengelder des Roten Halbmondes 
an die PKK weitergeleitet werden. Am 
Dienstag erschienen um sieben Uhr mor- 
gens gleichzeitig i in allen vier Büros Polizi- 
dan mit einem Dune suchungsbeschluß. In 
Hamburg, wo das Büro zu dieser Zeit noch 
nicht besetzt war, drangen Uniformierte ge- 
waltsam in die Raumkchkeiten ein. »Und 
das, obwohl die Namen von zwei Verant- 
wortlichen bei der Hamburger Polizei hin- 
terlegt sind«, ärgert sich Heyva-Sor-Mitar- 
beiterin Irene Dulz. »Fs wäre überhaupt 
nicht nötig gewesen, die Tür aufzubre- 
chen.« 

Die Polizisten nahmen Computer und 
Disketten sowie die Unterlagen der Buch- 
haltung mit. »Damit ist unsere Arbeits- 
fähigkeit erst einmal eingeschränkt«, so 
Frau Dulz gegenüber jW. Der Verdacht sei 
völlig aus der Luft gegriffen und diene nur 
dazu, die Arbeit der Örganisation zu diffa- 
mieren, so die Kinderkrankenschwester wei- 
ter. »Der kurdische Rote Halbmond arbei- 
tet ausschließlich auf humanitärer Ebene. 
Wir finanzieren mit unseren Spendengel- 
dern ein Krankenhaus in Sülaymania, ein 
Kinderprojekt i in Südkurdistan, ein Frauen- 
projekt in Nordkurdistan und bieten Hilfe 
und Unterstützung für Kriegsverletzte.« 

Birgit Gärtner, Hamburg, 
aus: jungeWelt, 20.1. 


PS: Wie inzwischen bekannt wurde, wur- 


den in diesem Z usammenhang sogar 49 
„Objekte“ von insgesamt 300 "Polizisten 


heimgesucht. Die staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen wegen Verstößen gegen das 
Vereinsgesetz und Betrugs richten sich ge- 
gen 58 Menschen. Durch die Sammlung der 
Spendengelder soll, so die Behauptung, der 
organisatorische Zusammenhalt der PKK 
gestärkt worden sein. Die Presse nutzt die 
Aktion der Staatsmacht gleich wieder zu 
Hetze und Stigmatisierung: Aus dem Ver- 
dacht, der PKK durch Sammlung von hu- 
manitären Spenden genutzt zu haben - ein 
ohnehin willkürlich anwendbarer und aus- 
dehnbarer Ermittlungsgrund - wird die Ge- 
wibheit: „Schag gegen PKK-Helter“ (so et- 
wa das Hamburger Abendblatt am 20.1.) 


Red. 


tionen sollen 
Einhaltung der Pressefreiheit in der Türkei 
anmahnen 


Pressefreiheit unter 
Beobachtung 


Aydan, der junge Drucker, rennt von Ma- 
schine zu Maschine und prüft die Beschaf- 
fenheit der Druckfahnen. Bald liegt die er- 
ste druckfrische Ausgabe auf dem ‘Lisch. Fi- 
sentlich reine Routine, schließlich ist jeden 
Sonntag Drucktermin für die linke türki- 
sche Woc henzeitung ‚Kurtulus’. "Irotzdem 
wächst die Anspannung spürbar. Denn die 
drei Drucker wissen schon, was gleich pas- 
sieren wird. Im Hof lassen mehrere Herren 
mittleren Alters den Eingang des Druck- 
ereigebäudes schon seit Stunden nicht aus 
den Augen. Schon bevor wir darauf hinge- 
wiesen wurden, ahnten wir, daß es sich um 
Zivilpolizisten handelt. „Gleich treten die 
in Aktion“, meint Aydan. Tatsächlich, kaum 
sind die frischgedruckten Kurtulus-Fxem- 
plare in den Kofferraum des PKW verstaut, 
springen die Männer in ihre Autos und ver- 
sperren den Hofausgang. Von der Seite kom- 
men weitere Polizisten, öffnen den Koffer- 
raum und tragen die Zeitungen weg. Die 
Verweise einiger Kurtulus-MitarbeiterIn- 
nen, daß die Beschlagnahme gegen die tür- 
kische Verfassung verstößt, beeindrucken 
die Polizisten nicht. Schon mehr irritiert sie 
die zehnköpfige Gruppe, die sich vor den 
Polizisten aufgebaut hat und das Gesche- 
hen genau beobachtet. Als eine Frau Fotos 
macht, fordert ein Polizist die Herausgabe 
des Films. Erst als mehrere Personen ihre in- 
ternationalen Presseausweise zücken, ma- 
chen die Polizisten einen Rückzieher „Ihr 
seid wohl aus Italien“, ruft einer, bevor er mit 
seinen Kollegen davonbraust. 
Kurtulus-Redakteurin Gülay Yücel beob- 
achtet die Szene lachend: „Seit Öcalan in 
Rom sein Domizil aufgeschlagen hat, ist Ita- 
lien bei uns der Inbegriff des Bösen. 'Irotz- 
dem ist ihnen nicht egal, was in Westeuro- 
pa über die Türkei geschrieben wird.“ Ge- 
nau das war die Hoffnung der Kurtulus-Re- 
daktion, als sie Mitte Dezember den Aufruf 
zur Bildung der BeobachterInnendelegatio- 


Internationale Beobachterdelega 


nen startete. Beim ersten Mal beteiligten 
sich acht JournalistInnen und JuristInnen 
aus vier europäischen Ländern. „Die türki- 
sche Verfassung verbietet die Behinderung 
von ordnungsgemäß registrierten Zeitun- 
gen wie der Kurtulus“, meint Rechtsanwalt 
Behic Asci, der für das linke „Anwaltsbüro 
des Volkes“ arbeitet und die Kurtulus-Re- 
daktion vertritt. Doch die Realität sieht an- 
ders aus. Regelmäßig wird die Redaktion 
von der Polizei besucht, das letzte Mal am 
7.10.98. Alle 24 anwesenden Personen, Jour- 
nalistInnen und BesucherInnen, wurden für 
eine Woche in die berüchtigte Anti-Terror- 
Abteilung der türkischen Polizei gebracht. 
Währenddessen wurden die Redaktions- 
räume von Polizisten verwüstet. Insgesamt 
37 Kurtulus-Redakteurlnnen sitzen zur 
/,eit im Gefängnis. Am 29. Januar 1998 wur- 
de gar der Kurtulus-Korrespondent von 
Adana, Mehmet Topaloglu von der Polizei 
erschossen. Auch der Druckereibesitzer Hü- 
seyin Islamoglu wird von der Polizei massiv 
unter Druck gesetzt. Bisher vergeblich: „Ich 
lasse mir aber nicht vorschreiben, was ich 
drucken darf.“ Nicht alle halten diesem 
Druck stand. Schon dreimal mußte sich die 
Zeitung eine neue Druckerei suchen. 

Neben diesen spektakulären Aktionen 
kommt der allwöchentliche Zensurbe- 
schluß der Staatsanwaltschaft. Fünf Artikel 
waren es diesmal, die den Behörden miß- 
fielen. Darunter Beiträge über den Krieg ge- 
gen den Irak und über die Situation in den 
türkischen Gefängnissen. Jetzt geht die Ar- 
beit in der kleinen Druckerei erst richtig los. 
Im ersten Arbeitsgang waren 500 Kurtulus- 
Exemplare gedruckt worden. Jetzt müssen 
noch insgesamt 12000 Exemplare gedruckt 
werden. Die Seiten mit den inkriminierten 
Artikeln bleiben schwarz. Fin großer Balken 
informiert über die Zensur. Selbst die staat- 
lich geprüften Exemplare bleiben weiterhin 
im Visier der Staatsmacht. Häufig werden 
sie beschlagnahmt, die VerteilerInnen müs- 
sen mit Verhaftung rechnen. 

Die der türkischen Neuen Linken zuge- 
rechnete Kurtulus ist nicht die einzige von 
Repressionen betroffene Zeitung in der 
Türkei. Das Land gehört nach Angaben von 
Menschenrechtsorganisationen zu den 
Spitzenreitern bei der Verfolgung von Jour- 
nalistInnen. In der Regel trifft es linke und 
kurdische Zeitungen, aber gelegentlich ge- 
raten auch islamische Publikationen ins 
staatliche Visier. Aus Solidarität druckt die 
linke Kurtulus schon mal einen Artikel aus 
einer islamischen Zeitung nach. Ansonsten 
ist die Solidarität unter den von der Re- 
pression betroffenen Zeitungen nicht be- 
sonders groß, muß Gülay Yücel zugeben. 
Die politischen Differenzen seien oft zu 
groß. Mehr Hoffnung setzt die Zeitung auf 
Hilfe aus dem Ausland. Für Ende Januar ist 
schon die nächste Delegation nach Istanbul 
geplant. Dazu haben sich neben Gewerk- 
schafterInnen auch Europaparlamentarier- 
Innen angesagt. 

Peter Nowak 
Informationen über die Delegationen gibt 


es bei: 

e Prison Watch International, c/o 112 ave- 
nue Louise 1050 Bruxelles 

e „Stoppt Zensur“, Initiative für Pressefrei- 
heit, Postfach 3570, 67623 Kaiserslautern 


Türkei 


Rechtsanwalt 
verhaftet 


Das Rechtsbüro des Volkes in Ankara wur- 
de am 8. Januar gegen 16.00 Uhr von seiten 
des Staatsanwalts des Staatssicherheitsge- 
richtes, Nu Mete Yüksel, und der Polizei ge- 
stürzt. Die ungefähr 15 Rechtsanwälte, die 
während der Stürmung aufgrund des Ge- 
schehens gekommen waren, ließ man 
draußen vor dem Anwaltsbüro warten. Bei 
der Durchsuchung war lediglich Anwalt Ze- 
ki Rüzgar anwesend. Nach der Durchsu- 
chung der Büroräume ging man in die Pri- 
vatwohnung des Anwalts und setzte die 
Durchsuchung dort fort. Im Zuge dieser 
Durchsuchungen wurden im Büro befindli- 
che elektronische Geräte und Büromaterial 
beschädigt. Des weiteren beschlagnahmte 
man mehrere Gegenstände aus der Privat- 
wohnung des Anwalts. 

Als der Staatsanwalt während der Stür- 
mung des Büros nach dem Anlaß der Durch- 
suchung gefragt wurde, gab er die Antwort: 
„Ich bin der Grund, kann es einen noch bes- 
seren Grund geben als mich?“ Wie berech- 
tigt die Sorge ist, Zeki Rüzgar könne gefol- 
tert werden, macht die Bemerkung von Po- 
lizisten gegenüber anderen Anwälten deut- 
lich: „Keine Sorge, Zeki Rüzgar ist noch in 
guter Verfassung“. Außerdem wurde das Fo- 
to des vor einigen Jahren ermordeten 
Rechtsanwalts des Rechtsbüro des Volkes, 
Fuat Erdogan, gezeigt mit den Worten: ‚Wir 
werden das Gleiche wie mit ihm machen.“ 

Während selbst im Fall einer Anschuldi- 
gung gegen Anwalt Zeki Rüzgar dessen Ver- 
nehmung lediglich vom Staatsanwalt vor- 
genommen werden darf, wurde er direkt der 
Polizei überlassen. Anwalt Zeki Rüzgar lei- 
det seit Jahren an Knochenschwund. Des- 
halb könnte der geringste physische Angriff 
dauerhafte körperliche Schäden zur Folge 
haben. 

Zeki Rüzgar war bereits am 13. Januar 
1994 im Ekin-Kunstzentrum während der 
Ausübung seiner Tätigkeit beinahe zu Tode 
geprügelt und an Händen und Füßen ge- 
knebelt festgenommen worden, obwohl er 
darauf hingewiesen hatte, Rechtsanwalt zu 
sein. Man brachte ihn zur Anti-Terror-Ab- 
teilung. Damals war es ebenfalls der Staats- 
anwalt des Staatssicherheitsgerichtes Nuh 
Mete Yüksel, der ihn festnehmen ließ und 
13 lage im Polizeigewahrsam festhielt. Ze- 
ki Rüzgar wurde danach aufgrund der Fol- 
ter, der er im Polizeigewahrsam ausgesetzt 
war, ein Attest über die Arbeitsunfähigkeit 
von 7 lagen. 


Mordversuch zum 
Selbstmordversuch 
umgelogen 


Laut einer Presseerklärung des Istanbuler 
Polizeipräsidiums, die in den Medien veröf- 
fentlicht wurde, soll Riza Poyraz sich aus 
dem 4. Stock des Polizeipräsidiums herun- 
tergestürzt haben, um Selbstmord zu bege- 
hen. Riza Poyraz sagte Anfang Januar dazu: 
Diese Erklärung des Istanbuler Polizeipräsi- 
diums ist ganz und gar eine Lüge. Während 
meiner Festnahme im Istanbuler Polizei- 
präsidium wurde ich von Polizisten mit der 
Absicht, mich zu ermorden, aus dem Fen- 
ster gestürzt. Die Istanbuler Polizei will ih- 
re Schuld vertuschen, indem sie diesen Vor- 
fall, der auch öffentlich bekannt wurde, als 
Selbstmordversuch hinstellt ... Daß ich 
noch am Leben bin, ist absolutes Glück. 
Wäre ich getötet worden, dann hätte ich 
diese Erklärung nicht abgeben können.“ 
Riza Poyraz lebt mit seiner Familie im Ga- 
zi-Viertel in Istanbul, die während des Mas- 
sakers in Gazi von der Polizei ermordete 
Zeynep Poyraz ist seine Cousine. Er ver- 
mutet, daß dies der Grund für seine will- 
kürliche Festnahme war. Nach der Festnah- 
me begannen sie, ihn zu foltern, um Aussa- 
gen zu erpressen. Schließlich warfen sie ihn 
aus dem Fenster. Aufgrund der Folter und 
des Fenstersturzes ist er schwer verletzt. 
Irotz dieser Verletzungen setzten die Poli- 
zisten die Folter fort. Inzwischen ist er Ge- 
fangener im Umraniye Gefängnis. 
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W: ihr sicher wißt, ist Patricio Ortiz 
endlich frei: Am 3. September wurde 
er rausgelassen. Nach einem Jahr mußten 
die Schweizer Behörden ihre Kollaboration 
mit den Schergen des Pinochets aufgeben. 
Fin Jahr zähen Widerstands hat es ge- 
braucht, damit die Schreibtischtäter die Ar- 
sumentation der AnwältInnen und des Ko- 
mitees nicht weiter zensurieren konnten. 
Bei einer Auslieferung nach Chile wäre Pa- 
tricio wieder der Folter ausgesetzt gewesen. 
Trotzdem hielten die Schweizer Behörden 
den chilenischen Widerstandskämpfer ein 
Jahr im Gefängnis. Die meiste Zeit sab P: 
tricio im Ausschaffungsgefängnis i in Kloten, 
wo die Gefangenen nicht nur der Isolation, 
sondern auch dem 'lerror ausgesetzt sind, 
daß alle paar Minuten ein Flugzeug an den 
Z.ellenfenstern vorbeidonnert. 

Die Freilassung Patricios ist ein kleiner Er- 
folg, den wir erreicht haben. Fin kleiner Er- 
folg, der nur möglich war durch den Wi- 
derstandswillen von Patricio, sich nach der 
mehrmaligen Folter, sechs Jahren Haft in 
Chile, einem h alben Jahr in der llegalität 
und dann noch einem Jahr Knast in der 
Schweiz nicht unterkriegen zu lassen. Ein 
Erfolg, der auf der ame mien Arbeit 
weniger im Komitee basierte, auf der Arbeit 
vieler im Hintergrund und der breiten Soli- 
darität, die erreicht wurde. (...) Selten er- 
reichten wir in den letzten Jahren einen 
solch realen Ansatz einer solidarischen Ge- 
sellschaft von unten. Winzig klein nur ist 
der Erfolg im Verhältnis zur brutalen Situa- 
tion, der all die Hunderttausende politische 
Gefangene und Flüchtlinge weltweit aus- 
gesetzt sind. Riesig groß, wenn wir beden- 
ken, daß wir die ganzen Betonköpfe der An- 
ti-Lerror-Allianz von Chile über die USA bis 
ins EJPD gegen uns haben. 

(...) Die Hardliner hier in der Schweiz 
setzten aber durch, daß Patricio im 1. Ent- 
scheid des BFF (des Bundesamıts für Flücht- 
lingswesen) kein Asyl bekam, sondern nur 
eine vorläufige Aufnahme. Getreu der eu- 
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£ Fleury- reon ogis, „1 ee 1993. 
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‚ unterzeichnet von 67 gefangenen Frauen, 
‚ anläßlich des 50. Jahrestages der Verab- 
‚ schiedung der UMNO-Menschenrechtser- 


Wir sind die Stimmen aus dem 
Dunkel: gefangene Frauen 


< Über Jahrhunderte wurden Frauen die 
; Stimme versagt, und die Menschenrechte 
. waren lange Zeit ausschließlich eine Sache 
; der Männer. Noch heute werden Frauen in 
. zahlreichen Ländern die elementarsten 
; Rechte verweigert. Noch immer gibt es im 
; reichen undopulenten F tankreich Orte, an 
; denen die Menschenrechte mit Füßen ge- 
; treten werden. 
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Patricio Ortiz ist frei - der Kampf geht weiter 


Für eine solidarische 
Gesellschaft von unten 


ropäischen Abkommen über die Bekämp- 
fung von Flüchtlingen versuchen sie, die 
faktische Abschaffung des politischen Asy- 
Is durchzusetzen. Mit dem vorläufigen Ent- 
scheid wollen sie sich die Tür offenhalten, 
in einer späteren Phase doch noch gegen Pa- 
triciovorzugehen. Schon vor der Verhaftung 
von Patricio arbeitete das Bundesamt für Po- 
lizeiwesen direkt mit den chilenischen 
Behörden zusammen, um eine Auslieferung 
genauestens zu planen. 

In der ae Woche wird die Anwältin 
von Patricio den Rekurs gegen den negati- 
ven Asylentscheid einreic chen. Der Kampf 
unseres Komitees geht weiter für das politi- 
sche Asyl von Patricio Ortiz. Auf juristischer 
Ebene, aber auch auf politischer Ebene wer- 
den wir nicht en Der Anti-lerror- 
Allianz gilt es unseren entschlossenen Wi- 
derstand entgegenzusetzen - sie sollen wis- 
sen, daß wir nicht tatenlos zuschauen wer- 
den, wie sie ihre Dreckspiele und men- 
schenverachtenden Maßnahmen weiter- 
treiben. 

Das Komitee wird weiterkämpfen für Pa- 
tricio - jetzt mit ihm zusammen draußen - 
aber auch für die anderen politischen Ge- 
fangenen in Chile, Lateinamerika und an- 
derswo. Aber auch die Situation der Flücht- 
linge in der Schweiz wird ein Schwerpunkt 
bleiben. 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Solidarität mit allen Flüchtlingen! 

e Maria Christina San Juan, Militante der 
FPMR, sitzt in Chile eine lebenslange Stra- 
fe ab. Sie ist seit mehr als 15 Jahren krebs- 
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Finer dieser Orte is ist dis Caini 
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Wir sind der schönen Worte anläßlich des 
Jahrestages der Erklärung der Menschen- 
rechte überdrüssig. Wir wollen ‘laten se- 
hen. 


In Erwägung, 

daß die Würde des Menschen unantastbar 
ist, fordern wir die Abschaffung der inti- 
men Körperdurchsuchung (d.h. sich nackt 
ausziehen) nach jedem Besuch und die 
Abschaffung des Bunkers. 

In Erwägung, 

daß das Recht auf freie Meinungsäußerung 
ein unveräuherliches Recht des Menschen 
ist, fordern wir die Abschaffung der Brief- 
zensur nach der strafrechtlichen Vorunter- 
suchung. 

In Erwägung, 

daß alle Menschen ein Recht auf ange- 
messene Verteidigung haben, fordern wir 
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krank und leidet an unzähligen gesundheit- 
lichen Komplikationen. Trotz der Proteste 
der internationalen Vereinigungen gegen 
Folter kam sie nicht frei. 

e In Deutschland versucht die Anti ler- 
ror-Allianz, den internationalen Sprecher 
der peruanischen Widerstandsorganisation 
MRTA Isaac Velazco mundtot zu machen. 
(...) 

e Über hundert politische Gefangene sit- 
zen nach wie vor in deutschen Gefängnis- 
sen. Neben den verbliebenen Gefangenen 
aus der RAF sind die große Mehrheit von ih- 
nen kurdische AktivistInnen. Sie müssen 
unbedingt raus. 

Jeden "lag werden in der Schweiz 
Flüchtlinge zwangsweise ausgeschafft. Vie- 
le Flüchtlinge werden auch schon im Iran- 
sitraum von Zürich-Kloten und Genf-Coin- 


train festgehalten und gleich wieder 
zurückgeschafft. Grenzen werden faktisch 
geschlossen. 


Unsere Solidarität ist gefragt. Kämpfen 
wir weiter mit möglichst vielen und ver- 
schiedensten Formen gemeinsam gegen 
Ausgrenzung, Repression, für eine reale so- 
lidarische Gesellschaft von unten, was im- 
mer auch die reale Solidarität mit politisch 
Verfolsten bedeuten mub. 

Asyl für Patricio Ortiz! 

Weg mit allen Ausschaffungsgefängnissen! 
Weg mit herrschaftssichernden Grenzen! 
Flüchtlinge bleiben - Rassisten vertreiben! 


Komitee Freiheit für Patricio Ortiz, Postfach 
8712, 8036 Zürich, Schweiz 
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die Aa eines pen yand : 
der Disziplinarverfahren im Knast. ; 
In Erwägung, ; 
daß die Arbeit im Gefängnis der Sklaverei . 
sehr nahe kommt, fordern wir einen ge- | 
werkschaftlich festgelegten Arbeitslohn | 
(SMIC) und für alle Gefangene einen An- 


spruch auf Sozialhilfe (RMI). 


Der Zustand eines Landes zeigt 
sich in seinen Gefängnissen. 


Solidaritätsgruppe zu Christel Fröhlich 

c/o Annabee Buchladen GmbH 

Gerberstr. 6, 30169 Hannover : 
Der Brief erreichte uns aus Fleury-Merogis | 
in der Nähe von Paris, dort befindet sich der | 
größte  Untersuchungshaft-Frauenknast | 
Frankreichs. Die 67 Unterschriften sind bei | 
einem Anwalt hinterlegt. Der Offene Brief | 
wird in französischen, baskischen und kor- | 
sischen Z a veröffentlicht. : 
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Baskenland 


Massive 
Unterstützung 
für baskische 
Gefangene 


Über 100.000 Menschen versammelten sich 
am 9.1. in Bilbao zur bisher teilnehmerreich- 
sten Demonstration, um die Rechte der bas- 
kischen politischen Gefangenen einzufordern 
und die Zurückverlegung der Gefangenen ins 
Baskenland zu verlangen. 


Die Demonstration kann als historisch be- 
zeichnet werden, sowohl von der Zahl der 
Demonstranten her als auch von der Breite 
der Vertretung der baskischen politischen, 
gesellschaftlichen, kulturellen und gewerk- 
schaftlichen Sektoren aus gesehen. Die Vor- 
sitzenden der PNV, von Herri Batasuna und 
EA, der Vereinigten Linken, von Zutik und 
AB (französisches Baskenland) trugen 


Spruchbänder mit der Aufschrift „Presoen 
eskubideen alde“ - „Für die Rechte der Ge- 
fangenen“. Man forderte von Spanien und 
Frankreich, die Rechte der baskischen Ge- 
fangenen zu respektieren; „weil sie Basken 
sind - die baskischen Gefangenen ins Bas- 
kenland'!“ 

Carlos Garaikoetxea, Präsident von FA, 
äußerte während der Demonstration: „Seit 
sie ins Leben gerufen wurde, haben wir die 
politische Dispersion angeprangert, und ge- 
nau das machen wir auch heute hier, Wir 
sind zur Demonstration gekommen, um 
deutlich zu machen, daß wir gegen diese Po- 
litik sind und daß sie die baskischen Gefan- 
genen ins Baskenland bringen müssen. Die 
politische und soziale Mehrheit des Bas- 
kenlandes ist hier repräsentiert, und wenn 
sie es von Madrid aus sehen wollen, sehen 
sie es. Es ist die größte Demonstration, die 
wir gesehen haben. Ich bedauere, daß nicht 
Repräsentanten aller Parteien da sind. Ich 
hoffe, daß siemerken werden, daß die Mehr- 
heit hier ist, und, wenn sie Demokraten 
sind, daß sie den Willen der Mehrheit re- 
spektieren werden. Die Regierung von Mad- 
rid wird wohl oder übel hören. Anderenfalls 
werden wir wissen, was wir zu antworten ha- 
ben, wenn sie sagen, daß sie Demokraten 
sind.“ 

Xabier Arzalluz, Präsident der PNV, mein- 
te: Wir kommen, um unsere Meinung öf- 


fentlich zu bekunden, von unserem Recht 
Gebrauch machend und ohne jede Hoff- 
nung, die Herren Aznar und Mayor Oreja zu 
überzeugen. Es gibt wohl Gründe, hier zu 
sein. Um ein Recht zu verteidigen, haben 
wir uns alle versammelt. Es interessiert mich 
überhaupt nicht, ob die Regierung Aznars 
uns Aufmerksamkeit schenkt oder nicht. Bis 
jetzt hat Aznar uns keine Beachtung ge- 
schenkt und macht die übliche Politik. Er 
tut keinen Schritt vorwärts. So mag es wei- 
tergehen. Wir haben unsere Politik und wer- 
den mit ihr fortfahren. Den Frieden zu er- 
reichen ist unser Ziel, und wir werden dié- 
ses Ziel erreichen. Wenn die anderen sich 
nicht bewegen, sollen sie sehen, wie sie fer- 
tig werden. Später wird jeder sein entspre- 
chendes Resultat haben. Wir prangern die 
Situation an, die seit so vielen Jahren in den 
Gefängnissen herrscht. Letzten Endes ha- 
ben wir beschlossen, auf die Straße zu ge- 
hen und alle miteinander zu protestieren.“ 

Javier Madrazo, Koordinator der Vereinig- 
ten Linken, sagte: „Wir fordern die Regie- 
rung auf, eine auf Menschlichkeit und Ge- 
rechtigkeit gegründete Gefängnispolitik an- 
zuwenden. Die Gefangenen weit vom Bas- 
kenland fortzuschaffen hat den Verwandten 
und der baskischen Gesellschaft Leid zuge- 
fügt. Leider hat die Regierung taube Ohren 
für die Forderung nach Zurückführung und 
wir müssen Demonstrationen machen. Die 
Gefangenen ins Baskenland zu bringen ist 
eine richtige, humanitäre und gesetzeskon- 
forme Forderung; und es könnte cine gute 
Wirkung im Friedensprozeß haben. Meiner 
Meinung nach müßten sie ein tiefgehendes 
Nachdenken beginnen über die heutige Po- 
litik. Die Regierung kann der Forderung der 
gesellschaftlichen Mehrheit nicht den 
Rücken zuwenden, und sie müssen alle Ge- 
fangenen in die Nähe bringen, nicht die von 
ETA alleine. So hoffe ich, daß die heutige 
Demonstration ein Wendepunkt ist und die 
Dinge ändert.“ 

Arnaldo Otegi, Sprecher von Herri Bata- 
suna, führte aus: „Uber die spanischen und 
französischen Gesetze hinausgehend ist cs 
das wichtigste, redlich und objektiv zu se- 
hen, was die Gesellschaft fordert. Für uns 
ist es ein grundlegendes Prinzip des Rechts, 
die Gefangenen ins Baskenland zu bringen. 
Die Verantwortlichkeit verlangt es heute, 
daß alle Gefangenen im Baskenland sind, 
und morgen, daß respektiert wird, was wir 
Bewohner des Baskenlandes entscheiden, 
damit die Souveränität beim baskischen 
Volk ist und damit wir Basken damit anfan- 
gen, wie freie Fuskaldunak zu denken. Ei- 
nige haben ihren Kopf damit voll, über den 
Frieden zu reden, aber es ist deutlich, daß 
der einzige Vertreter von Friedenswillen und 
von Konfliktüberwindung Euskadi ta Aska- 
tasuna ist. Bei der spanischen und der fran- 
zösischen Regierung ist kein Wille anzu- 
treffen, den Konflikt zu überwinden. Aber 
das ist uns gleich. Wir fühlen uns als freie 
Basken, und so werden wir arbeiten.“ 
Manfred Ostrowski, aus: Politische Berichte 
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Österreich 


Tawfik Ben Ahmed 
Chaovali im 
Hungerstreik 


Wir erhielten den Bericht kurz nach Beginn 
des Hungerstreiks aus Österreich. Der Hun- 
terstreik dauert nach wie vor an. 

Tawfik war nach einer Aktion gegen einen El- 
Al-Schalter 1985 verhaftet worden. Urteil: 
Lebenslang. Zusätzlich bekam er noch 19 Jah- 
re für einen Ausbruchsversuch und Flucht. 
Inhaftiert ist er in der JVA Krems/Stein in 
Österreich. 


Tawfik Ben Ahmed Chaovali befindet sich 
seit 14. Dezember innerhalb von sieben Mo- 
naten in seinem zweiten Hungerstreik. Die 
körperlichen Anstrengungen noch keines- 
wegs überwunden zwingen ihn die Um- 
stände zu diesen weiteren, entschlossenen 
Schritt. Schon am 23. Juni 1998 verweiger- 
te Chaovali jegliche Nahrungsaufnahme. 
Nach 57 lagen wurde er mit einer flüssigen 

Nahrung, sogenannter Astronautennah- 
rung, ernährt. Dieser Status blieb bis zum 
14. Dezember unverändert. Doch nun setzt 
Chaovalı einen weiteren Schritt, um seine 
Forderungen durchzusetzen. 

Schon der vorige Hungerstreik zchrte an 
den Kräften Chaovalis. Innerhalb dieser 57 
Tagen erlitt er einen Gewichtsverlust von 
dreißig Prozent. Die gesundheitliche Situa- 
tion verschlechterte sich zusehends ohne 
daß eine medizinische Versorgung von sei- 
ten der Anstalt gewährleistet wurde. So litt 
Chaovali an Schlafstörungen, Atemnot und 
ähnlichen Leiden. Die Anstaltsleitung ver- 
weigerte bewußt jegliche Behandlung, so 
daß Chaovali gezielt Schmerzen zugefügt 
wurden, indem seine Leiden nicht behan- 
delt wurden. Von seiten der Anstalt warauch 
keine Bereitschaft zu erkennen, die Situati- 
on beruhigen zu wollen. Im Gegenteil: wur- 
den doch Schritte gesetzt, die zu einer wei- 
teren Eskalation führten. 

So wurde ein Besuchsverbot verhängt, 
welches die Isolation des Gefangenen noch 
weiter verschärfen sollte. 

Aufgrund dieses Verhaltens der Anstalts- 
leitungist fürChaovali klar, daß es keine Ge- 
sprächsbasis gibt. Daher hat er am 14. De- 
zember 1998 einen weiteren Schritt gesetzt, 
der ein Zeichen seiner Enntschlossenheit ist, 
seine Forderungen durchzusetzen. Chaova- 
li befindet sich nun abermals im Hunger- 
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streik. Die erste Reaktion der verantwortli- 
chen Behörden war es anzudrohen, Chao- 
vali in eine Anstalt für psychisch abnorme 
Rechtsbrecher zu verlegen. Dies stellt den 
Versuch dar, das Problem des Hungerstreiks 
zu entpolitisieren. Doch ohne eine politi- 
sche Lösung, wird das Problem des Hun- 
serstreiks nicht zu bewältigen sein. 

Seine Forderung lautet Freilassung. Die- 
se Forderung ist legitimiert einerseits durch 
die totale und permanente Verschärfung der 
Haftbedingungen und andererseits durch 
den Kontext seiner lat, derentwegen Cha- 
ovali gefangen gehalten wird. Die Kon- 
struktion der Zelle, in der Chaovali gefan- 
sen gehalten wird, ist auf der einen Seiten 
durch ein Gitter, welches ein paar Zenti- 
meter von der Wand entfernt ist, begrenzt. 
Die schwere Fisentür wird ergänzt durch ei- 
ne weitere Gittertüre. Der Ausbruch aus der 
Zelle an sich ist schon unmöglich, daher 
drängt sich die Frage nach der Sinnhaftig- 
keit dieser Konstruktion auf. Sicherheitsa- 
spekte können hier offensichtlich nur eine 
untergeordnete Rolle spielen, so daß man 
annehmen muß, daß dies hauptsächlich der 
Demütigung des Gefangenen dienen soll. 

Chaovalis Kontakte zur Außenwelt bezie- 
hungsweise zu anderen Gefangenen sind 
sehr stark eingeschränkt. Diese permanen- 
te Anwendung der verschärften Haftbedin- 
gungen macht eine Verkürzung der Haftzeit 
notwendig, da er das Strafausmaß viel in- 
tensiver erlitt. Bei dieser Haftsituation sind 
13 Jahre genug. 

Tawfik Ben Ahmed Chaovali kommt aus 
dem Kampf des palästinensischen Volkes 
um das Recht auf Selbstbestimmung. Da- 
her stellt sich auch die Frage des Status von 
Chaovalis Gefangenschaft. Das österreichi- 
sche Strafgesetzbuch ist in diesem Fallnicht 
anwendbar. Die völkerrechtlichen Bestim- 
mungen verlangen die Anerkennung des 
Status als Kriegsgefangener. Chaovali hat als 
solcher verschiedene Rechte, die ihm bis 
jetzt verwehrt wurden. Die aktuellen Ent- 
wicklungen des Friedensprozesses zwischen 
Israel und dem palästinensischen Volk ver- 
ändern auch die Bedingungen der Gefan- 
senschaft Chaovalis. Als Kriegsgefangener 
einer Partei dieses Friedensprozesses fällt 
auch er unter jene Gefangene, die laut dem 
Ösloer Abkommen wieder ihre Freiheit er- 
langen sollen. 

Chaovali fordert im Zuge seines Hunger- 
streiks die Anerkennung als Kriegsgefange- 
ner und seine Freilassung. Auch wir 
schließen uns diesen legitimen Forderun- 
sen an. Der angegrittene Gesundheitszu- 
stand Chaovalis macht ein sofortiges Han- 
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deln von seiten der verantwortlichen Behör- 
den notwendig. Andernfalls muß man da- 
von ausgehen, daß diese Behörden eine Er- 
mordung Chaovalis in Kauf nehmen. 


Brasilien 
Hungerstreik politi- 
scher Gefangener 


Am 17. November traten acht politische 
Gefangene in Brasilien in Hungerstreik. Die 
1989 an der Entführung des Botschafters 
Abilio Diniz beteiligten Aktivisten und Ak- 
tivistinnen sind von dem MIR - Chile und 
den FPL (Fuerzas Populares de la Libera- 
ción de El Salvador), nur einer von ihnen ist 
brasilianischer Staatsbürger. Der oberste 
Gerichtshof Brasiliens erkannte sie nicht als 
politische Häftlinge an und konnte so sehr 
lange Strafen verhängen. Normalerweise ist 
die längste Haft für Entführung ohne Tod 
des Opfers höchstens 15 Jahre, es wurden 
jedoch Haftstrafen von 26 bis zu 28 Jahren 
verhängt. Bereits Ende April dieses Jahres 
traten die Gefangenen in einen zwanzig la- 
ge dauernden Hungerstreik und erreichten 
dadurch die Zusage des Gerichts, bessere 
Haftbedingungen zu erreichen. Doch es 
zeigte sich | bald, daß dies nur leere Verspre- 
chungen waren. Aus diesem Grund traten 
sie erment in den Hungerstreik, um eine ech- 
te Garantie für ihre Freiheit zu erwirken. 
Doch die Entscheidung des Gerichts läßt 
auf sich warten, während der Zustand zwei- 
er Gefangener bereits kritisch ist. 


Quelle: LabourNet Austria, Datum der Mel- 
dung unbekannt. Leider haben wir keine 
Nachricht vom Ausgang des IF lungerstreiks. 
Ein ausführlicher Artikel findet sich in So 
oder so!, Januar-Ausgabe 


gentumsvorbeh: alt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt 
ist das Angehörigen-Info so lange Eigentum des Absen- 
ders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt wird. „Zur- 
Habe-Nahme“ ist keine Aush ändigung im Sinne des Vor- 
behalts. Wird das Info dem Gefangenen nicht persön- 
lich ausgehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund 
der Nichtaushändigung zurückzuschicken. Spenden- 
konto der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, Landes- 
girokasse Stuttgart, BLZ 60050101, Konto-Nr. 
5454194. Redaktionsschluß für Nr.217: So, 14.2.99 


